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Einleitung

Die Entstehung der Menschenrechte

Das Konzept der Menschenrechte hat sich in einem langen Prozess entwi-
ckelt und wird sich weiter entwickeln. Sein Ursprung liegt in der griechi-
schen Philosophie der Antike und in der Religion. Als Menschenrechte gel-
ten diejenigen Rechte, die jedem Menschen auf Grund seines Menschseins,
unabhéngig von Hautfarbe und Staatsangehdrigkeit, politischer oder reli-
gidser Uberzeugung, sozialer Stellung, Geschlecht oder Alter zukommen.

Zusammen mit der Tradition des sakularen Naturrechts (d.h. Menschenrech-
te griinden in der Natur des Menschen und in seiner unverwechselbaren
Wiirde), entfaltete sich das Konzept der Menschenrechte als zeittiberschrei-
tende Grosse. Gemadss den naturrechtlichen Lehren haben grundlegende
Menschenrechte vorstaatliche Geltung, sind in ihrem Bestand also nicht
von der Gewabhrleistung einer nationalen Verfassung abhangig. Insofern ist
jeder Staat, der sich eine Verfassung gibt, bzw. eine bestehende Verfas-
sung andert, an die Menschenrechte gebunden. Weder darf sie der Staat
verweigern oder entziehen, noch kann der oder die Einzelne freiwillig oder
unter Zwang auf sie verzichten.

In den Staatsverfassungen, die anfanglich nur mannlichen Birgern Rechte
zuerkannten und erst spater — in der Erklarung der Menschen- und Burger-
rechte in Frankreich von 1789 — ansatzweise auch Rechte fir alle Menschen
vorsahen, wurde dieses Konzept politisch weiterentwickelt. Dabei standen
in den nationalen Verfassungen und Grundrechtskatalogen der Neuzeit zu-
nachst blrgerliche und politische Freiheiten im Mittelpunkt, so genannte
«Menschenrechte der ersten Generation».

Angesichts der erbarmlichen Lebens- und Arbeitsbedingungen weiter Be-
volkerungskreise entwickelte sich im Verlaufe des 19. Jahrhunderts mit
vorsichtig formulierten sozialen Forderungen eine «zweite Generation»,
jene der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte. Der universelle
Geltungsanspruch auf internationaler Ebene wurde erst in einem dritten
Schritt durch die vélkerrechtlichen Menschenrechtsinstrumente im Rahmen
der Organisation der Vereinten Nationen (UNO) erreicht.



Mit der Grindung der UNO im Jahr 1945 wurde erstmals eine weltum-
spannende politische Organisation geschaffen, die sich gemass ihrer Char-
ta vom 26. Juni 1945 an den Grundrechten des Menschen sowie an Wrde
und Wert der menschlichen Person orientiert. Die Staaten sollten sich nicht
mehr langer auf den Standpunkt stellen durfen, es stehe ihnen unter Beru-
fung auf ihre Souveranitat und das Verbot der Einmischung in die inneren
Angelegenheiten frei, ihnre Bewohnerinnen und Bewohner nach Belieben
zu behandeln. Der totalitdre und verbrecherische Charakter des National-
sozialismus und die Schrecken des Zweiten Weltkriegs fihrten schliesslich
zu einem Umdenken und zur Erkenntnis, dass die staatliche Souveranitat
zum Schutz der einzelnen Menschen und der Staatengemeinschaft einge-
schrankt werden soll.

Globaler Menschenrechtsschutz

Heute steht ein globales und regionales Instrumentarium zum weltweiten
Schutz der Menschenrechte zur Verfligung. Auf globaler Ebene findet die
Entwicklung der Menschenrechte im Rahmen der UNO statt. Bereits in ihrer
Charta von 1945 setzte sich diese unter anderem zum Ziel, «die Achtung
vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten fur alle ohne Unterschied
der Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der Religion zu férdern und
zu festigen» (Art. 1 Ziff. 3).

Den ersten Schritt zur Konkretisierung dieses Ziels stellt die Allgemeine
Erklarung der Menschenrechte (AEMR) von 1948 dar. Sie enthalt neben
einem Katalog klassischer Freiheits- und Gleichheitsrechte und bestimmter
Verfahrensgarantien (Art. 8, 10 und 11) eine Reihe sozialer Grundrechte,
wie das Recht auf soziale Sicherheit (Art. 22) oder das Recht auf Arbeit
(Art. 23). Artikel 29 spricht zudem die Verantwortung des Einzelnen fir die
Gemeinschaft an, in der er lebt, fordert also auch «Grundpflichten».

Die Allgemeine Erkldrung der Menschenrechte ist zwar die gelungene
Formulierung eines Menschenrechtsprogramms, das fur die weitere vol-
kerrechtliche Entwicklung Massstdbe setzen sollte, blieb jedoch rechtlich
unverbindlich. Die praktische Umsetzung, also die Erarbeitung eines volker-
rechtlich verbindlichen Menschenrechtsinstrumentariums, erwies sich als
Uberaus schwierig und langwierig. Erst 1966 verabschiedete die UNO-Ge-
neralversammlung zwei verbindliche Menschenrechtsvereinbarungen, die
1976 in Kraft traten:

> den UNO-Pakt | Gber wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte

(Sozialpakt) und
»den UNO-Pakt Il Gber burgerliche und politische Rechte (Zivilpakt)

Die Aufteilung in zwei Pakte ist ein Kompromiss; er wurde nétig, weil sich
die in den damaligen Ost-West-Konflikt involvierten Lander nicht auf einen
Pakt einigen konnten. Wahrend sich die sozialistischen Staaten vor allem
fir den Sozialpakt einsetzten, entsprach der Zivilpakt mehr dem Freiheitsi-
deal der westlich-atlantischen Staaten.

Seit der Wiener Menschenrechtskonferenz von 1993 haben die Sozialrech-
te in der politischen Diskussion an Bedeutung gewonnen: So war es den
Staaten an der Wiener Weltkonferenz Gber die Menschenrechte gelungen,
einen minimalen Konsens Gber die Universalitat der Menschenrechte zu
finden: Die Wiener Erklarung und das Aktionsprogramm vom 12. Juli 1993
(UN Doc. A/CONF. 157/23) hielten fest, dass alle Menschenrechte allge-
meingdltig und unteilbar sind, einander bedingen und einen Sachzusam-
menhang bilden. Die internationale Gemeinschaft misse die Menschen-
rechte weltweit in fairer und gleicher Weise, auf derselben Basis und mit
demselben Nachdruck behandeln.

Im UNO-System wird die «International Bill of Rights», bestehend aus den

drei Grunddokumenten, die Allgemeine Erklarung der Menschenrechte

AEMR sowie UNO-Pakt | und Il, durch weitere internationale Menschen-

rechtsibereinkommen und ihre Zusatzprotokolle erganzt. Dazu gehoren:

» Das Internationale Ubereinkommen zur Beseitigung jeder Form von
Rassendiskriminierung (ICERD, 21. 12.1965)

» Das Ubereinkommen tiber die Beseitigung jeder Form von Diskriminie-
rung der Frau (CEDAW, 18.12.1979)

» Das Ubereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschli-
che oder erniedrigende Behandlung oder Strafe (CAT, 10.12.1979)

» Das Ubereinkommen Uber die Rechte des Kindes 1989 (CRC,
20.11.1989)

» Das Ubereinkommen zum Schutz der Wanderarbeiter (ICRMW,
1.7.2003).h er

» Das Ubereinkommen zum Schutz der Rechte von Menschen mit Behin-
derungen (CRPD, 13.12.2006).

» Das Ubereinkommen zum Schutz aller Personen vor dem Verschwinden-
lassen (CED, 20.12.2006)

Alle diese Dokumente bilden zusammen den Grundstock des internationa-
len Menschenrechtsschutzes.

Hinzu kommen zahlreiche weitere internationale Ubereinkommen und Er-
klarungen, die einzelne Menschenrechte konkretisieren oder bestimmte
Personengruppen schiitzen: etwa die Konventionen der Internationalen Ar-
beitsorganisation (IAO), die Genfer Fllchtlingskonvention von 1951 sowie
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das Ubereinkommen (ber die Verhitung und Bestrafung des Vélkermords
von 1948.

Nach dem Ende des Kalten Kriegs kam es zu einem spUrbaren Ratifikati-
onsschub. Heute haben fast alle UNO-Mitglieder mindestens vier der neun
wichtigsten UNO-Menschenrechtskonventionen ratifiziert. Zudem sind
weltweit mehr Menschen Uber die Menschenrechte informiert.

Regionaler Menschenrechtsschutz

In Ergdnzung zum globalen Menschenrechtsschutz durch die UNO haben
sich regionale Systeme entwickelt, die einen zusatzlichen Schutz garantie-
ren.

Das europaische System
Das erste regionale System zum Schutz der Menschenrechte wurde 1959
durch den Europarat ins Leben gerufen. Dazu gehéren unter anderem:

»die Europdische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten (EMRK), welche einen Katalog der wichtigsten Freiheits-
rechte enthalt;

»die Europdische Sozialcharta, welche seit 1961 die in der EMRK nicht
gewabhrleisteten wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte garan-
tiert und

»die Charta der Grundrechte der Europaischen Union (EU), welche zahl-
reiche birgerlich-politische und soziale Rechte enthalt.

Der Europarat ist die wichtigste europdische Organisation zur Verteidi-
gung der Menschenrechte. Der Rat zdhlt 47 Mitgliedstaaten, darunter die
Schweiz, die 1963 beigetreten ist. Alle Mitglieder haben die Europaische
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK)
unterzeichnet. Die Schweiz hat 2014 die Konvention zum Schutz der Kin-
der vor Ausbeutung und sexuellem Missbrauch ratifiziert.

Die Organisation fir Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) gibt
seit 1975 wichtige Impulse zur europaweiten Achtung und Gewahrleistung
der Menschenrechte.

Das interamerikanische System

In der Amerikanischen Menschenrechtskonvention liegt der Schwerpunkt
bei den birgerlichen und politischen Rechten. Die Sozialrechte sind in ei-
nem Zusatzprotokoll verankert. Uber die Einhaltung der Rechte wachen die

Interamerikanische Menschenrechtskommission und der Interamerikani-
sche Gerichtshof. Die Interamerikanische Menschenrechtskommission kann
u.a. Individualklagen gegen die Verletzung der Amerikanischen Menschen-
rechtskonvention entgegennehmen und Empfehlungen an die Mitglied-
staaten abgeben. Der Interamerikanische Gerichtshof Ubt die streitige Ge-
richtsbarkeit aus unter der Voraussetzung, dass die Unterzeichnerstaaten
der Konvention seine Zustandigkeit anerkannt haben.

Das afrikanische System

Die afrikanische «Banjul Charta» geht einen Schritt weiter. Sie ist der erste
juristisch verbindliche Text, der kollektive Rechte verbiirgt, wie etwa das
Selbstbestimmungsrecht der Volker, ihr Verflgungsrecht tber die eigenen
Reichtiimer und Bodenschatze, das Recht auf wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Entwicklung sowie giinstige Umweltbedingungen. Die Charta
befasst sich auch mit den zivilen, politischen, wirtschaftlichen, sozialen und
kulturellen Individualrechten. Bisher haben 53 von 54 Staaten die Charta
ratifiziert. Die afrikanische Kommission fir Menschenrechte und die Rechte
der Volker ist das in der Charta vorgesehene Organ zur Férderung und
zum Schutz der darin kodifizierten Rechte. Der Afrikanische Gerichtshof
fir Menschenrechte und die Rechte der Voélker hat seinen standigen Sitz in
Arusha, Tansania. Sechs Staaten haben eine Sondererklarung abgegeben,
gemass der sie die Zustandigkeit des Gerichtshofs anerkennen, so dass die
Burgerinnen und Birger direkt an ihn gelangen kénnen.

Andere regionale Systeme

Asien und der Nahe Osten kennen kein eigentliches System zum Schutz
der Menschenrechte. Allerdings sind diesbeziigliche Tendenzen erkennbar.
Die Arabische Menschenrechtscharta wurde 1994 von der Arabischen Liga
verabschiedet, 2004 Uberarbeitet und 2008 in Kraft gesetzt. Eine wichtige
Errungenschaft der Charta ist das Bekenntnis zur Gleichstellung von Frau
und Mann. 2009 wurde die Arabische Kommission fir Menschenrechte
geschaffen, um die Umsetzung der Charta in den aktuell zehn Mitglied-
staaten zu Uberwachen.

In Asien kam die Idee eines regionalen Menschenrechtssystems 1993 mit
der Grindung einer Arbeitsgruppe auf, die zum Ziel hatte, eine Asiatische
Menschenrechtscharta auszuarbeiten. Allerdings sind seither kaum Fort-
schritte festzustellen.
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Menschenrechte durchsetzen

Rechtliche Instrumente

Grundsétzlich sind die Staaten fur die Umsetzung der Menschenrechte auf
ihrem Gebiet zustandig. Kann oder will ein Staat diesen Verpflichtungen
nicht nachkommen, oder mangelt es ihm an Strukturen, Gesetzen und
Gerichten, dann kommen die in allen Menschenrechtskonventionen vor-
gesehenen internationalen Durchsetzungsmechanismen zur Anwendung.
So kénnen sich etwa Opfer von Menschenrechtsverletzungen, die bei na-
tionalen Gerichten kein Gehor gefunden haben, an internationale Organe,
wie etwa den Europaischen Menschenrechtsgerichtshof (EGMR) wenden.
Die Entscheide des EGMR sind fur die Staaten verbindlich. Andere Organe,
wie etwa der Antifolterausschuss, mussen zuerst vom betroffenen Staat
anerkannt werden und die Urteile sind nicht bindend, werden jedoch in der
Praxis grosstenteils befolgt.

Zahlreiche Konventionen sehen zudem eine sogenannte Staatenbeschwer-
de vor, mit der ein Staat gegen einen anderen wegen Menschenrechtsver-
letzungen vorgehen kann. Dieses nicht bindende Verfahren wurde bisher
noch nie in Anspruch genommen.

Eine besonders wichtige Rolle kommt den internationalen Strafgerichtsho-
fen zu. lhre Aufgabe ist es, die verantwortlichen Personen fir schwerste
Menschenrechtsverletzungen, wie Kriegsverbrechen oder Verbrechen ge-
gen die Menschlichkeit, strafrechtlich zur Rechenschaft zu ziehen. Grund-
satzlich gibt es zwei Arten von Strafgerichtshofen: die Internationalen Ad-
hoc Tribunale und der Internationale Strafgerichtshof (ICC).

Diplomatische Instrumente
Neben den juristischen gibt es auch diplomatisch-politische Instrumente,
um die Menschenrechte durchzusetzen:

» Staatenberichte: Bei den Vertragswerken der UNO sind die Mitglied-
staaten verpflichtet, regelmassig Bericht Uber die Menschenrechtslage
in ihrem Land zu erstatten und sich mit der UNO auf einen Dialog
einzulassen. Auch verschiedene Konventionen des Europarats fordern
regelmassige Rechenschaftsberichte, zum Beispiel zur Umsetzung des
RahmenUbereinkommens zum Schutz nationaler Minderheiten oder zur
Konvention gegen Menschenhandel.

» Der UNO-Menschenrechtsrat mit Sitz in Genf wurde 2006 gegrundet. Er
ist ein weltweites Forum fir Menschenrechtsfragen, sammelt systema-
tisch alle Menschenrechtsnormen und reagiert bei Menschenrechtsver-
letzungen, etwa mit Resolutionen oder indem er Beobachter entsendet.

Er tagt dreimal jahrlich und kann bei Notlagen kurzfristig ausseror-
dentliche Sitzungen einberufen. Der Menschenrechtsrat ist direkt der
UNO-Generalversammlung unterstellt und zahlt 47 Mitglieder.

» Das UNO-Hochkommissariat fir Menschenrechte wurde 1994 einge-
setzt. Es nimmt vielfaltige Aufgaben zur Férderung und zum Schutz der
Menschenrechte wahr, hat jedoch keine Exekutivbefugnisse.

» 1999 wurde das Amt eines Menschenrechtskommissars des Europara-
tes ins Leben gerufen. Seine Aufgabe ist es, die Menschenrechte und
Grundfreiheiten in den 47 Mitgliedstaaten zu férdern. Er gibt Empfeh-
lungen ab, kann selber jedoch keine Sanktionen verhangen.

Die Zivilgesellschaft

Mit der fortschreitenden wirtschaftlichen Globalisierung hat sich auch eine
globale Zivilgesellschaft entwickelt. Die zahlreichen weltweit vernetzten
Nichtregierungsorganisationen (NGO), die sich fur die Starkung und den
Respekt der Menschenrechte einsetzen, sind zu wichtigen Partnern der in-
ternationalen Organisationen geworden.

Neue Herausforderungen

Der Schutz der Menschenrechte hat sich in den letzten Jahrzehnten du-
sserst dynamisch entwickelt. Man hat versucht, Antworten auf die neuen
Probleme und Herausforderungen zu finden, die sich mit dem Zusammen-
bruch der einst Gberschaubaren bipolaren Weltordnung seit dem Ende des
Kalten Kriegs und aus der Globalisierung ergeben haben. Zahlreiche neue
Mechanismen auf universeller, regionaler und nationaler Ebene zur Forde-
rung und zum Schutz der Menschenrechte sind entstanden. Sie sind je-
doch nicht immer aufeinander abgestimmt, was zu Schwierigkeiten bei der
Umsetzung in die Praxis fihren kann.

Besonders aktuell sind die Zusammenhadnge zwischen Menschenrechten
einerseits und (Aussen-)Wirtschaft, Entwicklung sowie Konfliktsituatio-
nen anderseits. Die weiter voran schreitende Globalisierung birgt nebst
Chancen auch manche Risiken. Parallel zur weltweiten wirtschaftlichen
und technologischen Entwicklung, zur kommunikativen und kulturellen
Vernetzung Uber soziale Netzwerke, Migration und Tourismus, zeigen
sich verstarkter Nationalismus, gewalttatiger und religidser Extremismus,
wachsende Diskriminierung und Intoleranz. Trotz weltweiter Reduktion der
Armut, bleibt oder verscharft sich die Kluft zwischen Arm und Reich. Es
besteht die Gefahr, dass Teile der Bevolkerung von Wachstum, Fortschritt
und Rechten, die allen zustehen, ausgeschlossen werden.
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Die unter dem Oberbegriff «Business and Human Rights» (Unternehmen
und Menschenrechte) entwickelten und noch im Entstehen begriffenen
Prinzipien und Verhaltensnormen betreffen das Feld der internationalen
Wirtschaftstatigkeit. Dazu gehoren etwa der Zugang zu Rohstoffen, deren
Gewinnung und eine gerechte Verteilung. Die Schweiz, als bedeutender
internationaler Handels- und Werkplatz, steht hier ganz besonders in der
Verantwortung.

Ungeachtet ihres universellen Geltungsanspruches werden Menschenrech-
te in vielen Teilen der Welt immer noch als ein vom Westen gepragtes Kon-
zept abgewertet und mit dem Hinweis auf regionale Besonderheiten und
Traditionen relativiert. Eine nicht unbedeutende Rolle spielt dabei der Auf-
stieg neuer Machte, die ihre Haltung zwischen Dominanz und Verantwor-
tung erst noch finden missen. Auch sicherheitspolitische Bedenken, Extre-
mismus, Macht- oder Werteverschiebung fuhren bis zur In-Frage-Stellung
von Legitimitat und Universalitat gewisser Aspekte grundlegender Rechte,
aktuell etwa im Bereich der Frauenrechte. Uberdies geraten Férderung und
Schutz der Menschenrechte gelegentlich in Bedrangnis, wenn diese gezielt
zur politischen oder wirtschaftlichen Einflussnahme in anderen Staaten ein-
gesetzt werden.

Ganz besonders gefordert sind die Akteure in Situationen, in denen Staa-
ten nicht oder nur bedingt fahig oder gewillt sind, ihre Verantwortung
gegeniber ihren Burgerinnen und Bilrgern wahrzunehmen. In solchen
Féllen kommt es zum Zusammenbruch stabiler rechtsstaatlicher Verhaltnis-
se und der dazu notwendigen funktionsfahigen Institutionen. Dies fuhrt
zu Willktr und Gewalt — durch den Staatsapparat selber oder parastaat-
liche Gruppierungen — zu massiver Korruption, organisierter Kriminalitat,
Menschenhandel, Straflosigkeit und so fort. Aufgaben, die auf Grund des
Gewaltmonopols allein dem Staat vorbehalten sind, werden dann oft von
privaten Akteuren Gbernommen, was wiederum zahlreiche Probleme im
Hinblick auf die Einhaltung der Menschenrechte durch die betreffenden
Gruppierungen, Unternehmen und deren Personal aufwirft.

Die Vielzahl an nichtstaatlichen Akteuren hat das Menschenrechtssystem
komplexer gemacht. Einerseits spielt die Zivilgesellschaft bei der Starkung
dieses Systems eine wichtige Rolle, andererseits haben transnationale Un-
ternehmen und andere nichtstaatliche Akteure, wie etwa auslandische
Kampfer und nichtstaatliche bewaffnete Gruppen, einen wachsenden Ein-
fluss auf die Austibung der Menschenrechte. Auf multilateraler Ebene wer-
den zurzeit zahlreiche Fragen im Zusammenhang mit der Verantwortung
solcher Akteure bei Verstdssen gegen die Menschenrechte und das huma-
nitare Volkerrecht debattiert.

Auch die Schweiz ist sich der Herausforderungen bei der Umsetzung ih-
rer menschenrechtlichen Verpflichtungen bewusst, selbst wenn ihr allge-
mein ein hoher Menschenrechtsstandard attestiert wird. Sie legt regelmas-
sig Rechenschaft ab, etwa vor internationalen Kontrollorganen, wie den
UNO-Vertragsorganen, oder vor politisch-diplomatischen Gremien, wie
dem UNO-Menschenrechtsrat. Die Schweiz muss sich rund alle vier Jahre
einem universellen Uberprifungsverfahren (Universal Periodic Review UPR)
unterziehen, in dem die Ubrigen Vertragsstaaten die Menschenrechtssitu-
ation in der Schweiz analysieren und (rechtlich unverbindliche) Empfehlun-
gen abgeben.

Die Schweiz engagiert sich

Das Engagement der Schweiz zugunsten der Menschenrechte ist in der
schweizerischen Bundesverfassung (Artikel 54 Absatz 2 BV) und der Tradi-
tion des Landes fest verankert. Innerstaatlich ist der Schutz der Menschen-
rechte unerlasslich fur die konkrete Verwirklichung der direkten Demokra-
tie, da diese Rechte die Freiheit und Sicherheit des Einzelnen begrtinden.
International tragt der Schutz zur internationalen Sicherheit, zur Verhitung
von Konflikten und zur nachhaltigen Entwicklung bei, insbesondere in fra-
gilen Landern.

Die Schweiz setzt sich in einem von gegensatzlichen Entwicklungen ge-
pragten internationalen Umfeld entschlossen, nach aussen wahrnehmbar
und glaubwdrdig fur die Menschenrechte ein.

Die Unteilbarkeit, Interdependenz und Universalitat (universeller Geltungs-
anspruch) der Menschenrechte ist der Schweiz sehr wichtig; diese Werte zu
fordern und zu verteidigen ist ihr Gbergeordnetes Ziel.

In der Praxis muss sich der Bundesrat jeweils entscheiden, in welchen Berei-
chen und Léndern er sich engagieren will, um die zur Verfliigung stehenden
Mittel moglichst wirksam einzusetzen und konkrete politische und operati-
ve Ergebnisse zu erzielen.

In den folgenden sechs Bereichen engagiert sich die Schweiz besonders
nachhaltig, sichtbar und entschieden:

> Sie unterstltzt die Zivilgesellschaft und schitzt Menschenrechtsvertei-
digerinnen und -verteidiger. Sie unterstitzt sie politisch und legt dem
Menschenrechtsrat jedes Jahr eine Resolution zur Verbesserung des
Menschenrechtsschutzes bei friedlichen Demonstrationen vor, die meist
im Konsens verabschiedet wird.
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Sie engagiert sich fur die Rechte der Frauen, mit Projekten und indem
sie sich in bilateralen und multilateralen Gesprachen dafur einsetzt.

Sie integriert die Menschenrechte auf bilateraler und multilateraler
Ebene systematisch in die Entwicklungszusammenarbeit, die humanitare
Hilfe und die Friedensférderung.

Sie hat sich zum Ziel gesetzt, zur weltweiten Abschaffung der Todes-
strafe beizutragen. 2014 hat sie eine entsprechende Resolution im
Menschenrechtsrat der UNO eingebracht. Zudem lanciert sie jeweils am
Internationalen Tag gegen die Todesstrafe (10. Oktober) gemeinsam mit
andern Staaten 6ffentliche Appelle.

Die Schweiz setzt sich dafur ein, dass Unternehmen Verantwortung fur
die Einhaltung der Menschenrechte Gbernehmen und internationale
Standards fur eine korrekte Unternehmensfiihrung einhalten. Sie steht
in direktem Kontakt mit Unternehmen und Nichtregierungsorganisatio-
nen und setzt sich etwa in der UNO und der OECD fir die Ausarbeitung
von Verhaltensgrundsatzen und Instrumenten ein, die es Unternehmen
ermdglichen, menschenrechtskonform zu wirtschaften.

Schliesslich wirkt sie auf eine starkere Uberwachung der Einhaltung der
Menschenrechte hin. Konkret setzt sie sich fur eine grossere Wirkung
der Vertragsorgane ein, eine Verbesserung der regelméssigen Uber-
prifungen sowie die Ratifikation des Internationalen Strafgerichtshofs.
Zudem engagiert sie sich fir die Vergangenheitsarbeit und die Praventi-
on von Graueltaten.

Der Bundesrat kann fur sein konkretes Engagement in Menschenrechts-
fragen auf verschiedene Instrumente zurtickgreifen:

Zu den vielfaltigen bilateralen Instrumenten zahlen Menschenrechtsdi-
aloge und -konsultationen. Das sind periodisch stattfindende Gespra-
che zwischen zwei Landern mit dem Ziel, die Menschenrechtslage im
Partnerland zu verbessern.

Zu den wichtigen multilateralen Instrumenten zahlt das Engagement der
Schweiz in der UNO und weiteren internationalen Organisationen (z.B.
Europarat, OSZE)

Wichtig ist zudem die Zusammenarbeit mit Nichtregierungsorganisatio-
nen (NGO), die sich haufig direkt vor Ort fur die Einhaltung der Men-
schenrechte einsetzen.

Schliesslich verfugt die Schweiz mit Genf, der Welthauptstadt der Men-
schenrechte, Uber einen einzigartigen Ort, um dem Menschenrechtsen-
gagement mehr Wirkung und Sichtbarkeit zu verleihen.
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Agenda 2030 far nachhaltige
Entwicklung

Am 15. September 2015 fand in New York das gréss-
te Treffen von Staats- und Regierungschefs in der Ge-
schichte statt. Unter der Bezeichnung «Agenda 2030»
verabschiedeten sie 17 Ziele fur eine nachhaltige Ent-
wicklung und schufen damit ein gemeinsames Leitbild
zur Bekampfung von Armut, Ungleichheit und Umwelt-
zerstorung. Die Ziele gelten fur alle Staaten und sind bis
2030 zu erreichen. Neben der sozialen und wirtschaftli-
chen Entwicklung, integriert die Agenda auch die 6ko-
logische Nachhaltigkeit. Zudem greift sie Aspekte wie
Frieden, Sicherheit, Rechtsstaatlichkeit und gute Regie-
rungsfihrung auf, die fur eine nachhaltige Entwicklung
von fundamentaler Bedeutung sind. Die Agenda macht
deutlich, dass ein Leben in Wrde fir alle Menschen
nur moglich ist, wenn alle Lander gemeinsam handeln
und die soziale und wirtschaftliche Entwicklung nicht
zulasten der Umwelt geht. Die «Agenda 2030» ist die
Fortsetzung der Millenniumsentwicklungsziele, die u.a.
die Halbierung der weltweiten Armut bis 2015 zum Ziel
hatten.

Allgemeine Erklarung der
Menschenrechte

Die Allgemeine Erklarung der Menschenrechte (AEMR)
wurde am 10. Dezember 1948 von der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen (UNO) verabschie-
det. Als erste internationale Menschenrechtserklarung
enthalt sie gleichsam das «menschenrechtliche Ge-
samtprogrammpy; in ihr sind birgerliche und politische
Rechte (Internationaler Pakt Uber burgerliche und poli-
tische Rechte) sowie wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Rechte (Internationaler Pakt Uber wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Rechte) niedergelegt.

» Entwicklungs-
zusammenarbeit

» UNO

» General-
versammlung
der UNO

» Internatio-
naler Pakt

Antifolterausschuss

Dem UN-Antifolterausschuss, bestehend aus 10 Exper-
teninnen und Experten, wurde die Uberwachung der
Konvention gegen Folter und andere grausame, un-
menschliche oder erniedrigende Behandlung Ubertra-
gen (gemass Artikel 17). Der Antifolterausschuss trifft
sich zweimal jahrlich fir drei Wochen in Genf. Er priift
die Staatenberichte der Vertragsstaaten. Uberdies ent-
scheidet er Uber Individualbeschwerden gegen jene
Staaten, die das Individualbeschwerdeverfahren von
Artikel 22 anerkannt haben.

Armut

Zwei Drittel der Weltbevélkerung leben in Armut; ihnen
bleiben grundlegende Menschenrechte wie das Recht
auf Nahrung, Wasser, Gesundheitsversorgung und
Bildung, aber auch auf Teilhabe am politischen Leben
und auf Rechtsgleichheit verwehrt. Uber eine Milliarde
Menschen mussen mit weniger als einem Dollar pro
Tag Uberleben. Gemass dem Entwicklungsprogramm
der UNO (UNDP) schliesst weltweit jedes flnfte Kind
nicht einmal die Primarschule ab. Nahezu 800 Millionen
Menschen oder 15 Prozent der Weltbevélkerung leiden
chronisch unter Hunger.

Armut wird nicht nur durch mangelndes Einkommen
bestimmt, sondern ist auch die Folge von Diskriminie-
rung der betroffenen Personen, die weitgehend vom
wirtschaftlichen, sozialen und politischen Leben ausge-
schlossen werden.

Die Instrumente zum Schutz der Menschenrechte
dienen auch der Armutsbekdmpfung: Das Diskrimi-
nierungsverbot sowie die burgerlichen, politischen,
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte (Inter-
nationaler Pakt) bilden den breit abgestitzten internati-
onalen Referenz-Rahmen. Die Staaten sind verpflichtet,
alle Burgerinnen und Burger vor Missbrauch zu schit-
zen und den Zugang der benachteiligten Bevolkerungs-
gruppen zum Markt, zu den Dienstleistungen, zu den
offentlichen Ressourcen und zur politischen Macht zu
ermoglichen.

» Folterverbot

» Individual-
beschwerde

» UNO
» Diskriminie-
rungsverbot

» Internatio-
naler Pakt
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Burgerliche und politische Rechte

Die burgerlichen und politischen Rechte sind im gleich-
namigen Internationalen Pakt von 1966 verankert,
der flr die Schweiz am 18. September 1992 in Kraft
getreten ist. Diese Rechte sind im Allgemeinen direkt
anwendbar, d.h. sie gelten, ohne dass der Staat Mass-
nahmen zur Anwendung ergreifen muss. Historisch be-
trachtet waren die burgerlichen und politischen Rechte
die ersten verfassungsmassig anerkannten Rechte der
westlichen Staaten, weshalb sie auch als Rechte der
ersten Generation bezeichnet werden. Diese Rech-
te umfassen unter anderem das Recht auf Leben und
Sicherheit, das Recht, nicht der Folter unterworfen zu
werden, das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Re-
ligionsfreiheit sowie das Recht auf freie Meinungsau-
sserung und Zusammenschluss.

» Internatio-
naler Pakt

Charta der Vereinten Nationen

Am 26. Juni 1945 unterzeichneten 50 Staaten die Char-
ta der Vereinten Nationen (UNO). Am 24. Oktober
1945 trat sie in Kraft. Die Charta ist die volkerrechtlich
bindende Verfassung der UNO. In den insgesamt 111
Artikeln sind u.a. Ziele und Grundséatze sowie die An-

Woussten Sie schon,

dass im Jahr 2013 22 Millionen
Menschen aufgrund von Naturka-
tastrophen gezwungen waren, ihre
Heimat zu verlassen?

Photo: DFID/Russell Watkins
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Charta der Grundrechte der

Europaischen Union (EU)

Die Charta wurde im Jahr 2000 begriindet, enthalt
zahlreiche burgerlich-politische und soziale Rechte und
unterscheidet nicht mehr zwischen diesen zwei «Gene-
rationen». Die Grundrechtscharta bezieht sich vor allem
auf die Organe und Einrichtungen der EU.

zahl und die Aufgaben der UNO-Organe festgehalten.  » UNO
Deklaration

Synonyme: Beschluss, Erklarung

Deklarationen legen vereinbarte Normen fest. Solche

Beschlisse, wie zum Beispiel das Recht auf Entwick-

lung, sind oft einflussreich, aber rechtlich nicht bin- | pocht auf
dend. Entwicklung

Derogation
In ausgesprochenen Notlagen — vor allem in einem
Krieg — sind Staaten oft nicht mehr in der Lage, ihre
Menschenrechtsverpflichtungen voll zu erfillen. Das
Problem des Abweichens von den Normen (Derogation)
wird in so genannten Derogations- oder Notstandsklau-
seln von internationalen Menschenrechtsvertragen be-
rucksichtigt. Derogationsmassnahmen sind nur erlaubt,
wenn strenge Voraussetzungen erfillt sind. Dazu zéh-
len insbesondere:

» Das Vorliegen einer aktuellen oder unmittelbar
drohenden Notstandssituation, welche die gesamte
Nation betrifft und die Fortsetzung des organisierten
Lebens gefahrdet.

» Die Beachtung des Verhéltnismassigkeitsprinzips:
Derogationsmassnahmen sind erst erlaubt, wenn
die zuldssigen Beschrankungen der Menschenrechte
nicht genligen, um der Situation Herr zu werden;

» Die Beachtung des Diskriminierungsverbots: Dero-
gationsmassnahmen dirfen nicht bloss Angehorige
bestimmter ethnischer Gruppen, Religionen oder nur
eines Geschlechts betreffen.

» Keine Verletzung von notstandsfesten Garantien:
Derogationsklauseln erklaren regelméssig gewisse
Menschenrechtsgarantien als notstandsfest, also als
absolut geltend.
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Die absolut geltenden, notstandsfesten Garantien
werden in den einzelnen Menschenrechtsvertragen
unterschiedlich umschrieben. So nennt etwa die Euro-
paische Konvention zum Schutze der Menschenrechte
und Grundfreiheiten u.a. das Recht auf Leben, das Fol-
terverbot und das Sklavereiverbot als absolut geltende
Rechte. Der UNO-Pakt Uber burgerliche und politische
Rechte zahlt zusatzlich etwa das Verbot rickwirkender
Strafgesetze oder die Gedanken-, Gewissens- und Reli-
gionsfreiheit dazu.

Diskriminierung der Frau

Konvention zur Beseitigung jeder Form von Diskriminie-
rung der Frau — verabschiedet 1979, in Kraft getreten
1981, 189 Vertragsstaaten (Stand Dezember 2015).
Zustandiges Vertragsorgan: UNO-Fachausschuss fur
die Beseitigung der Diskriminierung der Frau. Die Ver-
tragsstaaten verpflichten sich u.a., Massnahmen zur
Verwirklichung der gesetzlichen und tatsachlichen
Gleichberechtigung von Mann und Frau und zur vol-
len Entfaltung und Foérderung der Frau zu ergreifen. In
einem Fakultativprotokoll haben Mitgliedstaaten die
Méglichkeit, das Individualbeschwerdeverfahren anzu-
erkennen. Die Schweiz hat die Konvention 1997 und
das Fakultativprotokoll 2008 ratifiziert.

Diskriminierungsverbot

Es besagt, dass niemand auf Grund von Rasse, Ge-
schlecht, Hautfarbe, Sprache, Religion, politischer oder
sonstiger Einstellung, nationaler oder sozialer Herkunft,
Vermdgen oder sonstigen vergleichbaren Kriterien be-
nachteiligt werden darf.

» Einschrank-
barkeit
» Diskriminie-
rungsverbot
» Europaische
Konvention
» Recht auf Leben
» Folterverbot
» Menschen-
handel/Skla-
vereiverbot
» Internatio-
naler Pakt

» Gedanken-,
Gewissens- und
Religionsfreiheit

» Individual-
beschwerde

Einschrankbarkeit

Mit wenigen Ausnahmen (zum Beispiel Folterverbot)
gelten Menschenrechtsgarantien nicht absolut, son-
dern kénnen aus qualifizierten Grinden eingeschrankt
werden. Die meisten klassischen Menschenrechte sind
einschrankbar, sofern eine genligend klare gesetzliche
Grundlage vorliegt, der Eingriff auf einem Gberwiegen-
den 6ffentlichen Interesse beruht (zum Beispiel natio-
nale Sicherheit, 6ffentliche Ruhe und Ordnung, Verhin-
derung strafbarer Handlungen, Schutz von Gesundheit
und Moral) und wenn dabei Verhaltnisméassigkeit ge-
wahrt wird. Drastischer als die blosse Einschrankung
von Menschenrechten ist das Abweichen von ihnen
(Derogation).

Entwicklungszusammenarbeit

Entwicklung und Menschenrechte lassen sich nicht

trennen: Es gibt keine nachhaltige Entwicklung ohne

Menschenrechte und umgekehrt. Wirtschaftliche und

soziale Entwicklung ist nur dort nachhaltig, wo entspre-

chende rechtliche und politische Rahmenbedingungen
gelten. Gute Regierungsfihrung (Governance) und die

Einhaltung der Menschenrechte gehdéren dazu. Die

UNO hat zusammen mit verschiedenen Geberldndern

Prinzipien fUr einen so genannten «menschenrechtsori-

entierten Entwicklungsansatz» formuliert:

» Samtliche Tatigkeiten im Rahmen der Entwicklungs-
zusammenarbeit mussen die Wahrung der Men-
schenrechte garantieren.

» Planung und Umsetzung von Programmen mussen
sich an den Menschenrechtsnormen orientieren.

» Die Entwicklungszusammenarbeit soll nicht nur die
Staaten starken, die fur die Umsetzung der Men-
schenrechte verantwortlich sind, sondern auch die
Individuen und Gruppen, denen sie zugutekommt.

» Folterverbot
» Derogation

» Governance
» UNO
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Europaischer Gerichtshof fur
Menschenrechte (EGMR)

Die Europdische Konvention zum Schutze der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) sieht vor, dass
jede Einzelperson vor dem Europaischen Gerichtshof
fur Menschenrechte (EGMR) in Strassburg eine Be-
schwerde wegen Verletzung der EMRK und/oder ihrer
Zusatzprotokolle durch einen Konventionsstaat erhe-
ben kann. Der EGMR setzt sich aus vollamtlichen Rich-
tern und Richterinnen zusammen und ist in vier Sektio-
nen aufgeteilt. Je nach Bedeutung des Falls entscheidet
die Grosse Kammer (17 Richter), eine Kleine Kammer (7
Richter) oder ein Ausschuss (3 Richter). Der Gerichtshof
zahlt zurzeit 47 Richter, entsprechend der Zahl der Ver-
tragsparteien.

Neben Beschwerden von Individuen erlaubt das EM-
RK-System auch Staatenbeschwerden. Diese werden
zwar nur selten erhoben, in Einzelfallen kann ihnen
aber grosse politische Bedeutung zukommen. Urteile
des EGMR sind verbindlich.

Europaische Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grundfreiheiten
(EMRK)

Am 4. November 1950 verabschiedete der Europarat
in Rom die Europdische Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK), die nach
ihrer Ratifikation durch zehn Staaten am 3. September
1953 in Kraft trat. In Anlehnung an die Allgemeine Er-
klarung der Menschenrechte enthalt die EMRK einen
Katalog der wichtigsten Freiheitsrechte, wie zum Bei-
spiel das Recht auf Leben, das Recht auf Freiheit und
Sicherheit oder das Recht auf Meinungsausserungsfrei-
heit.

Sie verpflichtet die 47 Vertragsstaaten (Stand 2015), die-
se Rechte allen Personen zu garantieren, die ihrer Ho-
heitsgewalt unterstehen. Erganzt wird die EMRK durch
vierzehn Zusatzprotokolle, die teils materiell-rechtliche
Bestimmungen, teils verfahrensrechtliche Regelungen

» EMRK

» Individual-
beschwerde

umfassen. Ein Individual- bzw. Staatenbeschwerdever-
fahren sorgt dafur, dass die Verpflichtungen eingehal-
ten werden. Weltweit erstmalig fir Menschenrechte
schuf die EMRK die Moglichkeit, dass Personen, die
sich durch eine Behérde in ihren Konventionsrechten
verletzt fuhlen, bei einem internationalen Gremium —
dem Europaischen Gerichtshof fir Menschenrechte in
Strassburg — Beschwerde erheben kénnen und die Ent-
scheide des Gerichtshofs fur die betreffenden Staaten
rechtsverbindlich sind. Die Schweiz hat die Konvention
1974 ratifiziert.

Europaische Sozialcharta (ESC)

Sie garantiert seit 1961 die in der Europdischen Kon-
vention zum Schutze der Menschenrechte und Grund-
freiheiten (EMRK) nicht gewahrleisteten wirtschaftli-
chen, sozialen und kulturellen Rechte und ist somit das
europaische Pendant zum UNO-Pakt I. Sie umfasst eine
grosse Zahl von Sachthemen und anerkennt die Rechte
des Individuums in den Bereichen Wohnen, Gesund-
heit, Bildung, Beschaftigung, soziale Sicherheit und
Nichtdiskriminierung.

1996 wurde die ESC unter Berlcksichtigung des gesell-
schaftlichen Wandels und der Weiterentwicklung des
Volkerrechts revidiert. Sie nahm neue Rechte auf, so
das Recht auf Schutz bei Kiindigung, auf Schutz gegen
Armut und soziale Ausgrenzung sowie das Recht auf
Wohnung.

Die ESC unterscheidet sich insofern von der EMRK, als
sie «a la carte» ratifiziert werden kann. Um die ESC zu
ratifizieren, ist ein Staat nicht verpflichtet, samtliche Be-
stimmungen anzuerkennen. Er muss mindestens sechs
der neun Kernartikel wahlen und vollstandig anerken-
nen. Darlber hinaus muss er eine gewisse Anzahl zu-
satzlicher Bestimmungen anerkennen, die nicht zum
harten Kern gehoren.

» Allgemeine
Erklarung der

Menschenrechte

» Recht auf Leben

» EGMR
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Die ESC sieht eine Kontrolle vor, die auf periodischen
Berichten der Vertragsstaaten beruht. Das Verfahren fiir
Kollektivbeschwerden erlaubt Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmerorganisationen, beim Europdischen Ausschuss
fur soziale Rechte eine Beschwerde vorzubringen, wenn
sie meinen, dass die ESC verletzt worden sei.

Europarat

Der Europarat ist eine internationale Organisation mit
den Hauptzielen, die Menschenrechte, den Rechtsstaat
und die pluralistische Demokratie zu schitzen, die kul-
turelle Identitat Europas zu fordern, Losungen fur ge-
sellschaftliche Probleme wie Fremdenhass, Drogen,
AIDS, Bioethik usw. zu suchen und bei den institutio-
nellen Reformen in den Landern Zentral- und Osteuro-
pas Hilfe zu leisten. Dem Europarat gehoren zurzeit 47
Staaten an (Stand 2015).

Die Arbeit des Europarats fiihrt zu Ubereinkommen
und Vereinbarungen, die die Grundlage fiir die Ande-
rung der Gesetze in den verschiedenen Mitgliedstaaten
bilden. Eine der grossten Errungenschaften des Eu-
roparats ist die Europadische Konvention zum Schutze
der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK). Sie
ermoglicht Einzelpersonen, beim Europdischen Ge-
richtshof fur Menschenrechte (EGMR) in Strassburg
Beschwerde einzulegen. Die Schweiz ist Mitglied des
Europarats und hat die EMRK ratifiziert. Der Europarat
ist nicht mit der Europaischen Union (EU) zu verwech-
seln: Es handelt sich um zwei véllig unterschiedliche Or-
ganisationen. Die 28 Mitgliedstaaten der EU gehdéren
jedoch auch dem Europarat an.

» EMRK
» Europarat

» EMRK
» EGMR

Faires Verfahren

Die Verfahrensrechte sollen Angeschuldigten ein faires
Rechtsverfahren gewahrleisten und verhindern, dass
ihnen ihre Freiheiten und Menschenrechte unrechtmas-
sig oder willkurlich vorenthalten werden. Das Recht auf
Gleichheit vor Gericht und auf ein faires Verfahren wird
durch den Internationalen Pakt Gber burgerliche und
politische Rechte garantiert. Die EMRK halt fest, dass
jeder festgenommenen Person innerhalb moglichst kur-
zer Frist in einer ihr verstandlichen Sprache mitgeteilt
werden muss, welche Beschuldigungen gegen sie erho-
ben werden. In der Schweiz ist die Unschuldsvermutung
ein in der Bundesverfassung verankertes Grundprinzip
jedes Strafverfahrens. Das Recht auf Beurteilung durch
ein unabhangiges und unparteiisches Gericht sowie das
Recht auf eine 6ffentliche Verhandlung und Urteilsver-
kiindung gehoren ebenfalls zu den Grundprinzipien der
Verfahrensrechte.

Fluchtlinge

Als Fluchtling gilt, wer seine Heimat verlassen hat aus
der begriindeten Furcht, wegen seiner Rasse, Religi-
on, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten
sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Uber-
zeugung verfolgt zu werden. Die Fluchtlingskonvention
von 1951, erganzt durch das Protokoll von 1967, regelt
die Stellung von Flichtlingen. Besonders wichtig ist
der Grundsatz des Non-refoulement. Dieser verbietet
die Rickweisung von Menschen in Staaten, in denen
sie an Leib und Leben bedroht werden. Das Amt des
UNO-Hochkommissars fur Fluchtlinge (UNHCR) be-
treut, zusammen mit humanitdren Partnerorganisatio-
nen, die Flichtlinge. Es unterstltzt sie bei der Rickkehr
und/oder beim Aufbau einer neuen Existenz im Flucht-
land oder in einem Drittstaat.

» Internatio-
naler Pakt

» EMRK

» Non-
refoulement
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Folterverbot

Folter und andere grausame, unmenschliche oder er-
niedrigende Behandlungen sind jederzeit und unter
allen Umstanden sowohl durch das Vélkergewohn-
heitsrecht als auch durch internationale Ubereinkom-
men, wie die Konvention gegen Folter, verboten. Das
Zusatzprotokoll aus dem Jahre 2002 zur Anti-Folterkon-
vention will insbesondere mit Besuchen und Kontrollen
durch internationale und nationale Gremien in Gefang-
nissen und Anstalten den Schutz vor Folter verstarken.

Wahrend bewaffneten Konflikten gilt Folter als Kriegs-
verbrechen, im Rahmen eines ausgedehnten oder sys-
tematischen Angriffs gegen die Zivilbevolkerung als
Verbrechen gegen die Menschlichkeit.

» Konvention
gegen Folter
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Gedanken-, Gewissens- und
Religionsfreiheit

Jeder Mensch ist frei in dem, was er denkt und glaubt.
Er hat ein Recht auf eine eigene politische Uberzeu-
gung, Weltanschauung und Religion.

Er darf sie in Lehre, Gottesdienst und Kulthandlungen
leben, er darf sie wechseln, und er hat auch die Freiheit,
keine Uberzeugung oder keinen Glauben zu haben. Die
Gedankenfreiheit ist eine der Grundlagen der demo-
kratischen Gesellschaft und Teil des zu ihr gehérenden
Pluralismus. In der Privatsphare darf dieses Recht in kei-
ner Weise beschnitten werden. Nur die 6ffentliche oder
kollektive Ausserung von Gedanken oder Glauben darf
unter gewissen Umstdnden durch den Staat begrenzt
werden. Die Religionsfreiheit ist im Internationalen Pakt
Uber birgerliche und politische Rechte sowie den regi-
onalen Menschenrechtskonventionen verankert.

» Derogation

» Einschrank-
barkeit

» Inernatio-
naler Pakt

Generalversammlung der Vereinten
Nationen (UNO)

Die Generalversammlung der Vereinten Nationen ist ei-
nes der Hauptorgane der UNO. In ihr sind 193 Mitglied-
staaten mit je einer Stimme vertreten (Stand 2015). Die
Generalversammlung ist u.a. fir die Weiterentwicklung
von Menschenrechtsnormen und -standards zustandig.
Sie kann Staaten, die Menschenrechte verletzen, poli-
tisch verurteilen. Wahrend Entscheide zu Themen wie
Frieden und Sicherheit einer Zweidrittelmehrheit bedur-
fen, ist bei anderen Entscheiden eine einfache Mehrheit
ausreichend.

Genfer Konventionen

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden strengere Regeln
fur einen wirksamen Schutz von Personen festgelegt,
die sich nicht oder nicht mehr an bewaffneten Ausei-
nandersetzungen beteiligen. Das sind vor allem Zivil-
personen, Verwundete, Kranke, Schiffbriichige und
Kriegsgefangene. Die vier Genfer Konventionen von
1949 und die zwei Zusatzprotokolle von 1977 bilden
den Kern des Humanitaren Volkerrechts. Der Schweiz
kommen als Depositarstaat wie auch als Vertragsstaat
der Genfer Konventionen und ihrer Zusatzprotokolle
besondere Rechtspflichten zu.

» UNO

» Humanitares
Volkerrecht

Woussten Sie schon,

dass sich die Schweiz fur die Ab-
schaffung der Todesstrafe enga-
giert? Das Recht auf Leben und die
Achtung der menschlichen Wirde
stehen im Zentrum der Schweizer
Menschenrechtsaussenpolitik.
Photo: EPA/Stephen Morrison
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Governance

Die Menschenrechte sind eng verbunden mit den recht-
lichen und politischen Rahmenbedingungen (governan-
ce) in einem Staat. Dazu gehoren:

» Politische Entscheidfindung im Rahmen transparen-
ter, partizipativer Prozesse und im Hinblick auf die
effiziente Nutzung 6ffentlicher Ressourcen

» Klar aufgeteilte Verantwortlichkeiten («accounta-
bility») und integre Wahrnehmung der staatlichen
Aufgaben

» Wirksame 6ffentliche Dienstleistungen unter Bertick-
sichtigung der Bedurfnisse marginalisierter Bevolke-
rungsgruppen

» Zugangliches, professionelles, unabhangiges und
rechtsstaatliches Rechtssystem, das marktwirtschaft-
lich orientierte Entwicklungen erméglicht und Ver-
antwortlichkeiten privater und 6ffentlicher Akteure
festlegt

> Politische Kontrolle durch eine kritische Offentlichkeit

Alle diese Bereiche der Regierungsfiihrung haben einen
Bezug zu den Menschenrechten. Zum Beispiel bilden
die burgerlichen und politischen Rechte die Grundlage
eines Rechtsstaats, denn sie sind fur die transparente
und partizipative Entscheidfindung und fur die Kont-
rolle der Staatsfiihrung durch pluralistische Meinungs-
bildung unabdingbar. Heute sind die Menschenrech-
te gleichzeitig Ziel und Instrument einer effizienten
Entwicklungszusammenarbeit. Die Menschenrechts-
abkommen sind dadurch legitimiert, dass sie die ver-
pflichtende, freiwillig Gbernommene Grundlage fur
den Einsatz der Geber- und Empféngerlander bei der
Verbesserung der politischen und rechtlichen Rahmen-
bedingungen und bei der Armutsbekampfung bilden.

» Burgerliche und
politische Rechte

» Entwicklungs-
zusammenarbeit

» Armut

Humanitares Volkerrecht

Das Humanitare Volkerrecht, auch Recht der bewaff-
neten Konflikte, Kriegsvolkerrecht oder «ius in bello»
genannt, findet Anwendung in bewaffneten Konflik-
ten, unabhdngig davon, ob diese rechtmassig sind oder
nicht. Es beruht auf einem Ausgleich zwischen huma-
nitaren und militarischen Interessen. Um den totalen
Krieg und die vollige Zerstérung des Gegners zu verhin-
dern, sind die Konfliktparteien beim Einsatz der Mittel
und Methoden der Kriegsfihrung nicht frei. Das Huma-
nitare Volkerrecht richtet sich nicht nur an Staaten, es
enthalt auch zahlreiche Bestimmungen, die von Einzel-
personen (einschliesslich Zivilisten) zu beachten sind.

Zentrale Rechtsquellen des Humanitaren Volkerrechts
sind, neben dem Volkergewohnheitsrecht, insbesonde-
re die universell ratifizierten Genfer Konventionen von
1949, ihre beiden Zusatzprotokolle von 1977, die Haa-
ger Landkriegsordnung von 1907 und mehrere Kon-
ventionen, die spezifische Waffen verbieten oder ihren
Gebrauch einschranken. Die meisten Regeln der Genfer
Konventionen und ihrer Zusatzprotokolle wie auch viele
die Kampffuhrung betreffende Regeln sind heute vol-
kergewohnheitsrechtlich verbindlich.

» Genfer
Konventionen
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Individualbeschwerde

Die Individualbeschwerde ist ein von der UNO ein-
gefihrtes Kontrollverfahren zum Schutz der Men-
schenrechte. Nach Ausschopfen aller innerstaatlichen
Rechtsmittel kédnnen sich Einzelpersonen, die eine
Verletzung ihrer Menschenrechte erfahren haben, bei
einem Vertragsorgan beschweren. Die Anerkennung
der Mdglichkeit einer Individualbeschwerde ist oft fa-
kultativer Natur, das heisst die Vertragsparteien mus-
sen das Verfahren, etwa durch die Ratifikation eines
Zusatzprotokolls, ausdrucklich anerkannt haben. Das
Individualbeschwerderecht bildet auch den Kern des
europaischen Menschenrechtssystems. Jede Person hat
das Recht, sich mit einer Beschwerde gegen eine an-
gebliche Verletzung der EMRK-Garantien durch einen
der Vertragsstaaten an den Europaischen Gerichtshof
fr Menschenrechte (EGMR) zu wenden.

Woussten Sie schon,

dass sich die Schweiz dafur einsetzt,
dass international tatige Firmen mit
Domizil in der Schweiz die Men-
schenrechte respektieren?

Photo: Rainforest Action Network

30

» UNO

» Vertragsorgane
» EMRK

» EGMR

Internationale Ad-hoc-Tribunale

Zu den internationalen Ad-hoc-Tribunalen gehéren un-
ter anderem die Internationalen Strafgerichtshofe fur
das ehemalige Jugoslawien und fir Ruanda sowie der
Sondergerichtshof fir Sierra Leone. Sie alle dienten der
Verfolgung schwerster Verbrechen, die im Rahmen ei-
nes klar definierten Konflikts begangen worden waren.
Die Zustandigkeit dieser Gerichte ist deshalb zeitlich
und ortlich beschrankt.

Internationaler Pakt Gber burgerliche
und politische Rechte

Verabschiedet 1966, in Kraft getreten 1976, 168 Ver-
tragsstaaten (Stand Dezember 2015). Zusténdiges Ver-
tragsorgan: UNO-Menschenrechtsausschuss. Der Pakt
garantiert burgerliche und politische Rechte wie zum
Beispiel das Recht auf Leben, das Recht auf Gedanken-,
Gewissens- und Religionsfreiheit sowie das Recht auf
personliche Freiheit und Sicherheit. Er wird durch zwei
Fakultativprotokolle erganzt. Mit der Ratifizierung des
ersten Protokolls anerkennen Staaten das Individualbe-
schwerdeverfahren, das zweite Protokoll untersagt die
Todesstrafe. Die Schweiz hat den Pakt 1992 und das
Zweite Fakultativprotokoll zur Abschaffung der Todes-
strafe 1994 ratifiziert. Das Individualbeschwerdeverfah-
ren, wie es das Erste Fakultativprotokoll vorsieht, hat sie
hingegen noch nicht Gdbernommen.

Internationaler Pakt Uber wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Rechte

Verabschiedet 1966, in Kraft getreten 1976, 164 Ver-
tragsstaaten (Stand Dezember 2015). Zusténdiges Ver-
tragsorgan: UNO-Fachausschuss fur wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Rechte. Der Pakt garantiert u.a.
das Recht auf einen angemessenen Lebensstandard,
das Recht auf Bildung und Gesundheit sowie das Recht,
Gewerkschaften zu bilden. Im 2013 ist das Fakultativ-
protokoll in Kraft getreten, das zur Durchsetzung der
im Pakt festgelegten Rechte ein Individualbeschwerde-
verfahren vorsieht. Seit 1992 ist die Schweiz Mitglied
des Pakts, hat das Fakultativprotokoll jedoch noch nicht
ratifizert.

» Burgerliche
und politi-
sche Rechte

» Recht auf Leben

» Gedanken-,

Gewissens- und
Religionsfreiheit

» Individual-
beschwerde

» Individual-
beschwerde
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Internationaler Strafgerichtshof (ICC)

Der Internationale Strafgerichtshof wurde vertraglich
durch das Rémer Statut begriindet. Im Gegensatz zu
den internationalen Ad-hoc-Tribunalen handelt es sich
beim ICC um eine standige Einrichtung mit Sitz in den
Haag, der grundsatzlich universell tatig werden kann.
Seine Kompetenz ist jedoch eingeschrankt: Der Staat,
auf dessen Territorium die Straftaten begangen wurden,
oder dessen Angehorige, die Verbrechen verlbt haben,
muss Vertragspartei des Romer Statuts sein. Der ICC
kann weltweit aktiv werden, jedoch nur dann, wenn die
innerstaatlichen Behdrden nicht willens oder nicht fahig
sind, selber ein Strafverfahren durchzufihren.

Intern Vertriebene

Intern Vertriebene oder Binnenflichtlinge verbleiben,
im Gegensatz zu Flichtlingen, auf dem Gebiet ihres
Heimatstaats. Damit sind in erster Linie die betroffenen
Regierungen und lokalen Behorden fir ihre Betreuung
zustandig. Allerdings kédnnen oder wollen diese ihre
Verantwortung oft nicht wahrnehmen. Im Unterschied
zu Flichtlingen fehlt es an einer internationalen Kon-
vention zum Schutz von intern Vertriebenen. Huma-
nitare Organisationen, allen voran das Internationale
Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) und das UNO-Hoch-
kommissariat fur Flichtlinge (UNHCR), leisten unter oft
prekaren Sicherheitsbedingungen Nothilfe.

lus cogens

Lateinisch: «zwingendes Recht». Als ius cogens werden
diejenigen Normen der Rechtsordnung bezeichnet, die
unter allen Umstanden beachtet werden mussen. Eine
Norm mit ius cogens-Charakter steht Gber Normen, die
nicht dieser Kategorie angehoren. Welche Normen in-
nerhalb der Menschenrechte zum ius cogens gehéren,
ist nach wie vor umstritten. Als weitgehend unumstrit-
ten gelten die Verbote von Vélkermord, Sklaverei und
Sklavenhandel sowie von Folter und Misshandlung.

» Internationale
Ad-hoc-
Tribunale

» Fluchtlinge

» Menschen-
handel/Skla-
vereiverbot

» Folterverbot

Kinderrechte

Um allen Kindern der Welt die gleichen Rechte zu ge-
wahrleisten, wurde das Ubereinkommen Uber die Rech-
te des Kindes geschaffen. Die Konvention wurde 1989
verabschiedet und ist 1990 in Kraft getreten. Aktuell
zahlt sie 195 Vertragsparteien (Stand Juli 2015). Das
fur die Kinderrechte zustandige Vertragsorgan ist der
UNO-Fachausschuss tber die Rechte des Kindes. Die
Kinderrechtskonvention ist unter den UNO-Vertragen
das Abkommen mit der héchsten Akzeptanz. Lediglich
die USA und Somalia haben diese Konvention nicht ra-
tifiziert.

Konvention gegen Folter und andere
grausame, unmenschliche oder
erniedrigende Behandlung oder Strafe
Mit der Konvention gegen Folter und andere grausame,
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder
Strafe, welche 1984 verabschiedet wurde, verpflichten
sich die Vertragsparteien u.a., Massnahmen zu ergrei-
fen, um Folter im eigenen Staat zu verhindern, Perso-
nen, die Folterhandlungen begangen haben, strafrecht-
lich zu verfolgen oder sie auszuliefern sowie Menschen
nicht an Lander auszuliefern, in denen sie gefoltert
werden konnten (Non-refoulement). Die Konvention ist
1987 in Kraft getreten und hat mittlerweile 158 Ver-
tragsstaaten (Stand Dezember 2015). Der UNO-Fach-
ausschuss gegen Folter nimmt u.a. Staaten- und Indivi-
dualbeschwerden entgegen, falls die Zustandigkeit vom
gerlgten Staat anerkannt ist. Im Fakultativprotokoll
vom 18. Dezember 2002 ist ein praventives Besuchs-
system in den Gefdangnissen geregelt. Seit 1986 ist die
Schweiz Mitglied und 2009 hat sie das entsprechende
Fakultativprotokoll ratifiziert.

» Non-
refoulement

» Folterverbot
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Der Vertrag verpflichtet die Mitgliedstaaten u.a., das
Wohl des Kindes zur vorrangigen Richtlinie aller Mass-
nahmen, die Kinder betreffen, zu machen. Die Kinder-
rechtskonvention wird durch drei Fakultativprotokolle
erganzt: Eines schitzt Kinder vor Verkauf, Prostitution
und Pornografie, eines vor Beteiligung an bewaffneten
Konflikten und das dritte (seit 2014 in Kraft) sieht ein
individuelles Mitteilungsverfahren vor.
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Meinungsausserungs-, Vereinigungs- und
Versammlungsfreiheit

Die Meinungsausserungsfreiheit (einschliesslich das
Recht auf Information), die Vereinigungs- und die Ver-
sammlungsfreiheit sind zentrale Bedingungen fur die
Umsetzung der tbrigen Menschenrechte und stellen
einen Eckpfeiler jeder pluralistischen und demokrati-
schen Gesellschaft dar. Unter bestimmten Umstanden
und unter Beachtung festgelegter Verfahren, kann es
rechtlich zuldssig sein, die Meinungsausserungs-,Ver-
einigungs- und Versammlungsfreiheit einzuschranken
(Einschrankbarkeit). Haufig wird diese Moglichkeit je-
doch missbraucht, etwa wenn Staaten diese Freiheiten
unverhaltnismassig begrenzen.

Menschenhandel / Sklavereiverbot
Menschenhandel ist eine moderne Form der Sklave-
rei, deren Verbot heute fester Bestandteil des Volker-
gewohnheitsrechts ist und zum ius cogens gehort.
Menschenhandel bedeutet, dass Menschen zu Ausbeu-
tungszwecken angeworben, vermittelt oder angeboten
werden. Am haufigsten werden sie sexuell ausgebeu-
tet, indem sie zur Prostitution oder zur Herstellung von
pornographischem Material genétigt werden. Aber
auch Arbeit unter miserablen Bedingungen oder gar
die Entnahme von K&érperorganen gehdren zu den
gangigen Ausbeutungsarten. Weltweit fallen jahrlich
schatzungsweise rund 800'000 Personen dem Men-
schenhandel zum Opfer. Frauen und Kinder sind davon
besonders betroffen.

» Einschrank-
barkeit

Verschiedene volkerrechtliche Instrumente versuchen,
diese Missstande zu bekdmpfen, so etwa die Europai-
sche Konvention gegen den Menschenhandel vom 16.
Mai 2005, die u.a. die Vertragsstaaten zu Unterstit-
zungsleistungen zugunsten von Opfern dieser Verbre-
chen verpflichtet, oder das Fakultativprotokoll vom 25.
Mai 2000 zum Ubereinkommen tber die Rechte des
Kindes betreffend den Verkauf von Kindern, die Kin-
derprostitution und die Kinderpornografie.

Menschen mit Behinderungen

Um auf die Anliegen und Beddirfnisse von Menschen
mit Behinderungen einzugehen, wurde 2006 die Kon-
vention Uber die Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen verabschiedet. Sie ist seit 2008 in Kraft — zahlt 157
Vertragsparteien (Stand Juli 2015). Das fur diese Kon-
vention zustandige Vertragsorgan ist der UNO-Fach-
ausschuss Uber die Rechte von Menschen mit Behin-
derungen. Der Vertrag verpflichtet Mitgliedstaaten
u.a., Diskriminierung auf Grund von Behinderung zu
verbieten und Menschen mit Behinderung rechtlichen
Schutz vor Diskriminierung zu garantieren. Das Fakul-
tativprotokoll, das sich auf die Konvention bezieht, ist
ebenfalls 2008 in Kraft getreten und sieht ein Individu-
al-Rekursverfahren vor. 2014 ist die Schweiz der Kon-
vention beigetreten, hat das entsprechende Protokoll
jedoch noch nicht ratifiziert.

» lus cogens
» Kinderrechte

Woussten Sie schon,

dass die Schweiz sich ganz beson-
ders fur den Schutz und die Rechte
von Menschenrechtsverteidigerin-
nen und -verteidigern einsetzt?
Das sind Menschen, die sich unter
schwierigsten Bedingungen fur die
Menschenrechte engagieren.
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Menschenrechtsdialoge

Menschenrechtsdialoge sind offizielle Gesprache mit

bestimmten Landern Gber Menschenrechtsfragen. Es

sind langfristige Projekte, welche die betroffenen Staa-

ten in ihrem Reformprozess unterstiitzen sollen. Kon-

kret geht es darum, auf Regierungsebene Menschen-

rechtsthemen wie Todesstrafe, Folter, Religionsfreiheit

usw. zu diskutieren. Grundlage fir einen solchen Dialog

ist die Erkenntnis beider Staaten, dass die Umsetzung

von Menschenrechten eine entscheidende Vorausset-

zung flr das Funktionieren von Staat und Gesellschaft

ist. Ein Menschenrechtsdialog hat zum Ziel:

»die Menschenrechtssituation mittel- und langfristig
zu verbessern

»die Freilassung gewaltloser politischer Gefangener zu
erwirken

> die Zusammenarbeit mit der UNO zu férdern

»die Zivilgesellschaft zu starken

Wichtig ist, dass die Dialogpartner die Menschenrechte
als gemeinsames Anliegen definieren, das konkret um-
gesetzt werden soll. Die Dialoge werden regelmassig
evaluiert. Wird keine positive Wirkung festgestellt, kon-
nen sie abgebrochen oder ausgesetzt werden.

Menschenrechtskommissar des
Europarates

Der Menschenrechtskommissar trat sein Amt 1999 an.
Seine Aufgabe ist es, die Menschenrechte und Grund-
freiheiten in den 47 Mitgliedstaaten zu férdern. Der
Kommissar veranstaltet Seminare und Konferenzen und
Uberpruft die Menschenrechtssituation in den einzel-
nen Mitgliedstaaten. Er gibt Empfehlungen ab, kann
selber jedoch keine Sanktionen verhdngen.

Menschenrechtsrat

Aufgabe des UNO-Menschenrechtsrats mit Sitz in Genf
ist es, die Menschenrechte zu fordern und zu schit-
zen. Er bildet ein Forum, in dem Respekt, gegenseiti-
ges Verstandnis und Dialog gepflegt werden sollen.

» UNO

Gegenlber der UNO-Menschenrechtskommission
(1946-2006), deren Nachfolgeorganisation der Rat ist,
wurden etliche Anderungen vorgenommen:

» Der UNO-Menschenrechtsrat untersteht direkt der
UNO-Generalversammlung.

» Er tagt mindestens dreimal pro Jahr wahrend
mindestens zehn Wochen. Auf Antrag eines Drittels
seiner Mitglieder kdnnen zusatzliche Sondertagun-
gen einberufen werden.

> Er verfugt Uber einen Mechanismus, mit dem die
Menschenrechtsverpflichtungen aller Staaten regel-
massig Uberpruft werden kénnen (Universal Periodic
Review UPR). Am 8. Mai 2008 hat sich die Schweiz —
als eines der ersten Lander — freiwillig dem Verfahren
unterzogen.

» Seine 47 Mitglieder werden von der UNO-General-
versammlung mit absolutem Mehr fir eine Dauer
von drei Jahren gewahlt. Nach zwei aufeinander
folgenden Mandaten ist ein Mitglied fir die darauf
folgende Periode nicht mehr wahlbar.

» Die Mitgliedstaaten haben das Recht, Uber vorge-
schlagene Resolutionen abzustimmen.

» Die rechtlich unverbindlichen Resolutionen kénnen
entweder thematische Resolutionen oder Landerre-
solutionen sein.

» Obwohl Beobachterstaaten kein Stimmrecht haben,
kédnnen sie wie die Mitgliedstaaten einen Resoluti-
onsentwurf einreichen.

> Lander, die fir den UNO-Menschenrechtsrat kandi-
dieren, missen freiwillige Verpflichtungen im Bereich
der Menschenrechte eingehen.

» Bei schweren und systematischen Menschenrechts-
verletzungen kann ein Mitglied des UNO-Menschen-
rechtsrats von der UNO-Generalversammlung mit
Zweidrittelmehrheit suspendiert werden.

Die Schweiz hat eine tragende Rolle bei der Schaffung
des UNO-Menschenrechtsrats gespielt und wird auch
weiterhin ihr Engagement weiterfhren, damit der
Menschenrechtsrat ein effizientes und glaubwdrdiges
Instrument bleibt.

» Universal Perio-
dic Review (UPR)
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Menschenrechte und Klimawandel

Das Thema Menschenrechte und Klimawandel hat in
den multilateralen Gremien an Bedeutung gewon-
nen. Die Auswirkungen der Klimaerwarmung stehen
vermehrt im Vordergrund, weil sie zwangslaufig auch
die Austbung der Menschenrechte beeinflussen. Dur-
ren und Uberschwemmungen stellen eine unmittelba-
re Bedrohung der Grundrechte wie Recht auf Leben,
Nahrung, Unterkunft und Arbeit dar. Dazu kommen
die Umweltflichtlinge, die aufgrund klimatischer Ver-
anderungen gezwungen sind, ihre Heimat zu verlassen.
Je mehr sich der Klimawandel verstarkt, desto mehr
nehmen auch die Migrationsbewegungen zu. In diesem
Zusammenhang stellen sich heute folgende Fragen:
Welchen rechtlichen Status haben diese Menschen?
Sind sie durch das Volkerrecht geschitzt? Welcher ins-
titutionelle Rahmen stellt den Schutz ihrer Grundrechte
sicher?

Menschenrechtsverteidiger
Menschenrechtsverteidiger spielen eine wichtige Rolle
beim Schutz der Menschenrechte, bei der friedlichen
Beilegung von Konflikten und bei der Starkung des
Rechtsstaats. lhre Tatigkeit ist vielerorts durch Ein-
schrankungen der Vereinigungs- und Versammlungs-
freiheit, der freien Meinungsausserung, ja sogar des
Rechts auf Leben und Unversehrtheit gefahrdet.

Die Schweiz setzt sich fir Menschenrechtsverteidiger
ein, indem sie u.a. bei Landern, deren Behorden die
Menschenrechtsverteidiger schikanieren, politisch inter-
veniert, die Situation dieser Personen wahrend bilate-
ralen Besuchen zur Sprache bringt, Richtlinien zu ihrem
Schutz erarbeitet hat und die Ubernahme von Paten-
schaften durch Schweizer Personlichkeiten anbietet.

» Recht auf Leben
» Migration

» Meinungs-
ausserungs-,
Vereinigungs-
und Versamm-
lungsfreiheit

» Recht auf Leben

Menschenrechtsvertrag

Synonyme: Menschenrechtsabkommen, -konvention,

-pakt, -Ubereinkommen

Es gibt derzeit (2015) im Rahmen der UNO neun grund-

legende internationale Menschenrechtsvertrage:

1. Internationaler Pakt Uber birgerliche und politische

Rechte (UNO-Pakt Il)

2. Internationaler Pakt Uber wirtschaftliche, soziale
und kulturelle Rechte (UNO-Pakt 1)

. Diskriminierung der Frau (CEDAW)

. Folterverbot (CAT)

. Kinderrechte (CRC)

Menschen mit Behinderungen (ICRPD)

Rassistische Diskriminierung (CERD)

. Verschwindenlassen (CED)

. Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehérigen
(CMW).

©0o~NO U AW

Diese Abkommen sind fur die jeweiligen Vertragsstaa-
ten volkerrechtlich bindend. Das unterscheidet sie von
den meisten Deklarationen.

Migration

Zwischen den weltweiten Migrationsbewegungen
und den Menschenrechten besteht oft ein Zusammen-
hang. So zdhlen Menschenrechtsverletzungen zu den
Hauptgrinden fur erzwungene Migration. Zudem sind
Migranten, Flichtlinge, intern Vertriebene und Opfer
von Menschenhandel besonders anféllig fur rassistische
Angriffe und andere Formen von Diskriminierung und
sexuellem Missbrauch. Sie alle bilden eine Gruppe, die
der Gefahr von Menschenrechtsverletzungen verstarkt
ausgesetzt ist.

2014 waren weltweit rund 52 Millionen Menschen,
mehrheitlich Frauen und Kinder, auf der Flucht vor
Krieg und Menschenrechtsverletzungen. Davon sind
rund 38 Millionen auf der Flucht im eigenen Land, 33.3
Millionen waren es 2013. Diese Menschen sind auf Hil-
fe und internationalen Schutz angewiesen.

» UNO
» Deklaration

» Fluchtlinge

» Intern
Vertriebene

» Menschen-
handel

» Rassistische
Diskriminierung
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Nationale Menschenrechtsinstitutionen

Zentrales Ziel einer Nationalen Menschenrechtsins-
titution ist es, die Menschenrechte im eigenen Land
zu schitzen und zu férdern. Die rechtliche Grundlage
dazu bilden die Pariser Prinzipien (verabschiedet von
der UNO-Generalversammlung im Jahr 1993). Nationa-
le Menschenrechtsinstitutionen kénnen unterschiedli-
che institutionelle Formen annehmen (z.B. Kommission,
Ausschuss oder Ombudsperson). Sie sind klar abzu-
grenzen von Nichtregierungsorganisationen (NGOs).

Nicht-staatliche Akteure

In den heutigen bewaffneten Konflikten spielen
nicht-staatliche Akteure, wie etwa bewaffnete Grup-
pen oder private Militar- und Sicherheitsunterneh-
men, eine wichtige Rolle, wenn es um die Einhaltung
der Menschenrechte und des Internationalen Vélker-
rechts geht. Das humanitdre Vélkerrecht ist nicht nur
fur Staaten rechtsverbindlich, sondern auch fir diese
nicht-staatlichen Akteure.

Non-refoulement

Das Non-refoulment-Prinzip stellt das eigentliche Fun-
dament des Flichtlingsrechts dar. Es beinhaltet das
volkerrechtlich garantierte Recht von Fliichtlingen, dem
Zugriff des Verfolgerstaats auf Dauer entzogen zu blei-
ben und nicht gegen ihren Willen dorthin zurlickkehren
zu mussen, solange die Verfolgungsgefahr andauert.
Ruckschiebeverbote finden sich nicht nur im Flicht-
lingsrecht, sondern auch in diversen menschenrechtli-
chen Vertragswerken (z.B. Art. 3 EMRK; Art. 3 Konven-
tion gegen Folter und andere grausame, unmenschliche
oder erniedrigende Behandlung oder Strafe).

» Fluchtlinge
» EMRK

» Konvention
gegen Folter

Organisation fur Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa (OSZE)

Die OSZE engagiert sich fir Sicherheit, Frieden, Men-
schenrechte und die Etablierung von demokratischen
und rechtsstaatlichen Strukturen in ihren 57 Mitglied-
staaten.

Die OSZE-Dokumente begriinden keine voélkerrecht-
lichen Normen, mussen also von den nationalen Par-
lamenten nicht ratifiziert werden, sie sind jedoch po-
litisch verpflichtend. Manchmal Gbernimmt die OSZE
eine Vorreiterrolle und Uberschreitet sogar die Normen
des geltenden Volkerrechts, wie etwa beim Schutz von
Minderheiten.

Paraphierung, Unterzeichnung und
Ratifizierung

Bei der Paraphierung bringen die Unterhandler am
Ende jeder Seite eines internationalen Ubereinkom-
mens ihre Initialen an, um so die Authentizitat des Tex-
tes zu bestatigen.

Die Unterzeichnung erfolgt durch die Regierungsbevoll-
machtigten am Schluss des Vertrags und bewirkt des-
sen Abschluss. Sie verpflichtet den Staat, sich nach Treu
und Glauben im Sinne des Vertrags zu verhalten. Falls
das Abkommen nichts anderes vorsieht, wird ein Staat
mit der Unterzeichnung aber noch nicht Vertragspartei.
Der Staat ist erst nach der Ratifizierung volkerrechtlich
verpflichtet, den Vertrag einzuhalten. In der Schweiz
stimmt die Bundesversammlung der Ratifizierung von
Vertrdgen zu. Eine Ausnahme bilden diejenigen Vertra-
ge, welche die Regierung aufgrund eines Gesetzes oder
Vertrags selber unterzeichnen und ratifizieren kann.
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Privatsphare

In einer Zeit, in der die Uberwachung, das Abfangen
digitaler Daten und das Sammeln von Personendaten
in Staaten und privaten Einrichtungen immer haufi-
ger vorkommen, kommt dem Schutz der Privatsphare
grosste Bedeutung zu. Zahlreiche Menschenrechtsab-
kommen und -vertrage sichern den Individuen Bereiche
zu, in denen sie sich ohne dussere Beschrankung frei
entwickeln und entfalten kénnen. Sowohl der Internati-
onale Pakt Uber birgerliche und politische Rechte (Art.
17) wie auch die EMRK (Art. 8) garantieren die Privat-
sphare. Der Staat darf folglich nicht unbegrtindet in das
Privat- und Familienleben eingreifen.

» Internatio-
naler Pakt

» EMRK
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Rassistische Diskriminierung

Die Konvention zur Beseitigung jeder Form von rassis-
tischer Diskriminierung wurde 1965 verabschiedet, ist
1969 in Kraft getreten und wurde mittlerweile von 177
Vertragsstaaten (Stand Dezember 2015) ratifiziert. Da-
mit verpflichten sich die Staaten gegenuber ihren Be-
wohnerinnen und Bewohnern, das Recht auf Gleichheit
vor dem Gesetz zu gewabhrleisten und sie wirksam ge-
gen rassistische Handlungen zu schiitzen. Zustandiges
Vertragsorgan ist der UNO-Fachausschuss gegen rassis-
tische Diskriminierung.

Recht auf Entwicklung

Die Deklaration zum Recht auf Entwicklung wurde
1986 von der UNO-Generalversammlung verabschie-
det. Artikel 1, Absatz 1 der Deklaration lautet: «Das
Recht auf Entwicklung ist ein unverausserliches Men-
schenrecht, kraft dessen alle Menschen und Volker
Anspruch darauf haben, an einer wirtschaftlichen, so-
zialen, kulturellen und politischen Entwicklung, (...),
teilzuhaben, dazu beizutragen und daraus Nutzen zu
ziehen.» An der UNO-Weltkonferenz Uber Menschen-
rechte in Wien (1993) wurde das Recht auf Entwicklung
einstimmig angenommen. In der Form einer Deklarati-
on ist es jedoch nicht rechtsverbindlich.

» Deklaration

» Entwicklungs-
zusammenarbeit

Recht auf Existenzminimum

Dieses Recht hat zum Ziel, elementare materielle
menschliche Bedurfnisse zu befriedigen, wie etwa das
Recht auf Nahrung, Kleidung, Unterkunft und medizi-
nische Grundversorgung. Es handelt sich dabei um eine
grundlegende Voraussetzung, damit andere Grund-
rechte Uberhaupt ausgelbt werden kdnnen, etwa das
Recht auf Leben. Art. 25 der Allgemeinen Erklarung der
Menschenrechte und Art. 11 des Internationalen Pakts
Uber wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte an-
erkennen das Recht eines jeden Menschen auf einen
angemessenen Lebensstandard.

Recht auf Leben

Das Recht auf Leben ist das héchste und grundlegends-
te aller Menschenrechte und stellt die Voraussetzung
far die Austbung aller Gbrigen Menschenrechte dar.
Das Recht auf Leben wird im Volkerrecht durch ein
ganzes Blndel verschiedener Garantien geschitzt. So
halt der Internationale Pakt Gber burgerliche und poli-
tische Rechte fest, dass jeder Mensch ein angeborenes
Recht auf Leben hat. Er verpflichtet die Staaten, dieses
Recht gesetzlich zu schiitzen. Obwohl das Recht auf Le-
ben notstandsfest ist (Derogation, Einschrankbarkeit),
anerkennt das Voélkerrecht Ausnahmen vom Verbot
der Tétung. So stellt der Vollzug einer in einem fairen
Verfahren verhangten Todesstrafe keine Verletzung
des Rechts auf Leben dar. Die Schweiz setzt sich fir die
weltweite Abschaffung der Todesstrafe ein.

» Internatio-
naler Pakt

» Derogation

» Einschrank-
barkeit
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Recht auf Wasser

Wasser ist eine lebensnotwendige Ressource, und der
Zugang zu Trinkwasser und sanitarer Grundversorgung
ist eine unabdingbare Voraussetzung fiir das Leben, die
Gesundheit und die Wirde der Menschen. Obwohl das
Recht auf Wasser nicht explizit als Menschenrecht aner-
kannt ist, ist der Zugang zu Trinkwasser und sanitarer
Grundversorgung die Voraussetzung fir die Auslbung
anderer Rechte. Internationale Vertrage enthalten ent-
sprechende Verpflichtungen fur die Staaten. So fordert
beispielsweise das Ubereinkommen zur Beseitigung
jeder Form von Diskriminierung der Frau die Vertrags-
staaten auf, den Frauen «das Recht auf angemessene
Lebensbedingungen, insbesondere im Hinblick auf
Wohnung, sanitdre Einrichtungen, Elektrizitats- und
Wasserversorgung [...]» zu gewahrleisten.

Rechte der Frauen

Seit Mitte der Neunzigerjahre des 20. Jahrhunderts sind
die Rechte der Frauen Teil der allgemeinen Menschen-
rechtsdiskussion innerhalb des UNO-Systems. Zu den
wichtigen Themen im Zusammenhang mit den Frau-
enrechten gehoéren u.a. die Gleichbehandlung der Ge-
schlechter, die Gewalt gegen Frauen und die politische
Partizipation der Frauen. Heute sind die Rechte von
Frauen und Mddchen integraler Bestandteil der univer-
sellen und unverdusserlichen Menschenrechte. Sie sind
durch verschiedene rechtliche Instrumente geschitzt,
insbesondere durch die Konvention zur Beseitigung je-
der Form von Diskriminierung der Frau.

Rechte der LGBT (lesbische, schwule,
bisexuelle und transsexuelle Menschen)
Diskriminierung und Gewalt aufgrund der sexuellen
Orientierung und der Geschlechtsidentitat zahlen heu-
te zu den starksten Formen der Ausgrenzung. Schwere
Menschenrechtsverletzungen gegentber lesbischen,
schwulen, bisexuellen und transsexuellen Menschen
haufen sich und betreffen weltweit samtliche Alters-
gruppen. Diese Menschen sind oft Opfer physischer

» Diskriminie-
rung der Frau

» Diskriminie-
rung der Frau

Ubergriffe, werden auf dem Arbeitsmarkt, in der Of-
fentlichkeit oder auch in der Familie diskriminiert und
laufen in einigen Landern sogar Gefahr, inhaftiert oder
zum Tode verurteilt zu werden. Mit dieser Problematik
befassen sich heute die internationalen Organisationen,
die Zivilgesellschaft und einige Staaten, die bestrebt
sind, die Offentlichkeit zu sensibilisieren und den recht-
lichen Schutz fiir diese Menschen zu starken. Sie erin-
nern daran, dass LGBT-Personen durch internationale
Menschenrechtsnormen geschitzt sind. Dies betrifft
insbesondere das Recht auf Leben, das Recht auf Nicht-
diskriminierung und das Recht, keiner unmenschlichen
Behandlung oder Folter unterworfen zu werden.

» Recht auf Leben
» Diskriminie-
rungsverbot

» Konvention
gegen Folter

Sonderberichterstatter

Sonderberichterstatter sind vom Menschenrechtsrat
beauftragte unabhangige Expertinnen und Experten,
die bestimmte Menschenrechtsthemen oder Lander
untersuchen. lhre Ergebnisse dokumentieren sie in 6f-
fentlich zuganglichen Jahresberichten. So gibt es zum
Beispiel Sonderberichterstatter zu Folter, Migranten,
Myanmar und Weissrussland (Stand 2015).

Staatenberichte

Staatenberichte Uber Fortschritte bei der Umsetzung
der Menschenrechtsabkommen werden von den Ver-
tragsstaaten alle vier bis funf Jahre vorgelegt. Die Dis-
kussion und Kommentierung der Berichte erfolgt durch
die zustandigen Vertragsorgane. Diese erlassen ab-
schliessende Empfehlungen.

» Menschen-
rechtsrat

» Vertragsorgane
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Terrorismus

Der Begriff Terrorismus ist durch das Volkerrecht noch
nicht definiert. Indessen verbieten das Volkerrecht, die
Menschenrechte und das Humanitdre Vélkerrecht zahl-
reiche mit dem Terrorismus verknipfte Handlungen
und Aktivitaten. Terrorakte sind Angriffe gegen die
fundamentalsten Menschenrechte. Die Staaten haben
nicht nur das Recht, sondern die Pflicht, ihre Bevolke-
rung davor zu schitzen. Anti-Terror-Strategien mussen
jedoch vereinbar sein mit dem Humanitaren Volker-
recht, den internationalen Flichtlingsabkommen und
den Menschenrechtslbereinkommen, darunter der
Europdischen Konvention zum Schutze der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten (EMRK) und dem Internati-
onalen Pakt Uber birgerliche und politische Rechte. Ein
Staat darf angesichts einer aussergewohnlichen, exis-
tenzgefahrdenden Situation — etwa einer unmittelbaren
Bedrohung durch Terroristen — gewisse Rechte ausser
Kraft setzen (Derogation, Einschrankbarkeit). Er ist je-
doch verpflichtet, die dafir vorgesehenen Verfahren
anzuwenden, die Verhaltnismassigkeit der Mittel und
die Kurzfristigkeit seiner Massnahmen zu gewabhrleisten
sowie die Grundrechte zu beachten, die unter keinen
Umstanden ausser Kraft gesetzt werden dirfen.

Wussten Sie schon,

dass die Meinungsausserungsfrei-
heit heute immer 6fter bedroht ist?
Medienschaffende sind regelmassig
Opfer gewalttatiger Unterdrickung,
viele werden inhaftiert oder sogar
gefoltert. 2014 kamen 66 Medien-
schaffende ums Leben, 853 wurden
verhaftet und 119 bei der Austibung
ihrer Arbeit entfuhrt.

Photo: Mstyslav Chernov
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» Volkerrecht

» Humanitares
Volkerrecht

» EMRK

» Internatio-
naler Pakt

» Derogation

» Einschrank-
barkeit

Universalitat

Die internationale Gemeinschaft hat 1993 an der 2.
UNO-Weltkonferenz fir Menschenrechte in Wien mit
der Verabschiedung der Wiener Erklarung und des Ak-
tionsprogramms vom 12. Juli 1993 bekraftigt, dass «alle
Menschenrechte allgemeingultig und unteilbar sind
und einander bedingen». Sie hat damit den universellen
Geltungsanspruch der Menschenrechte auf der Grund-
lage der Allgemeinen Erklarung der Menschenrechte
von 1948 in Erinnerung gerufen. Im Prozess der Glo-
balisierung und der gleichzeitigen Fragmentierung der
Normen des Volkerrechts nimmt jedoch die Spannung
zwischen den Menschenrechten und staatlichen Souve-
ranitatsansprichen zu. So berufen sich einzelne Staaten
etwa auf religise oder kulturelle Traditionen, die im
Widerspruch zum internationalen Verstandnis einzelner
Menschenrechte stehen oder sie machen spezifische
politische oder wirtschaftliche Bedurfnisse geltend, die
nicht kompatibel sind mit den Menschenrechten.

Universal Periodic Review (UPR)

Die Allgemeine regelmassige Uberprifung (Universal
Periodic Review UPR) ist eines der wichtigsten Instru-
mente des Menschenrechtsrats in Genf. Beim 2006
eingefihrten politischen Evaluationsverfahren wird
die Menschenrechtssituation in jedem UNO-Mitglied-
staat durch die andern Staaten (Peer-Review) in einem
viereinhalbjahrigen Zyklus Uberpriift. Im Rahmen dieses
Verfahrens kénnen die Staaten einen Uberblick tiber die
Massnahmen geben, die sie zur Einhaltung und Forde-
rung der Menschenrechte auf ihrem Gebiet ergriffen
haben.

UNO (Organisation der Vereinten
Nationen)

Die UNO ist eine internationale Organisation mit globa-
lem Anspruch. Sie umfasst 193 Mitgliedstaaten (Stand
2015) und bildet ein Forum zur Diskussion praktisch
samtlicher Themen von internationalem Interesse. Die
UNO fordert Sicherheit und Frieden, setzt sich fur die

» Einschrank-
barkeit
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Menschenrechte, den Abbau der sozialen Gegensatze
sowie den Schutz der natdrlichen Lebensgrundlagen
ein und leistet humanitare Hilfe. Die wichtigsten Orga-
ne der UNO sind:

> Die Generalversammlung (bestehend aus Staa-
ten-Vertreterinnen und Vertretern), die Gber Fragen
von internationaler Tragweite berat.

» Der Sicherheitsrat (bestehend aus finfzehn Mit-
gliedstaaten), der die Hauptverantwortung fir die
Wahrung des internationalen Friedens und der inter-
nationalen Sicherheit tragt.

» Das Generalsekretariat, das die UNO verwaltet und
die Beschlusse der Organe ausfuhrt.

» Der Internationale Gerichtshof, der das wichtigste
Justizorgan der UNO ist.

» Der Wirtschafts- und Sozialrat (bestehend aus 54
Mitgliedstaaten), der sich mit wirtschaftlichen, sozia-
len und entwicklungspolitischen Fragen befasst.

» Der Treuhandrat, der seine Arbeit am 1. November
1994 eingestellt hat.

Zum UNO-System gehdren auch zahlreiche Sonderor-
ganisationen. Dies sind rechtlich selbststandige interna-
tionale Organisationen, die durch Abkommen mit der
UNO verbunden sind (zum Beispiel die Weltgesund-
heitsorganisation WHO). Die Schweiz ist der UNO als
Vollmitglied im Jahr 2002 beigetreten. Zuvor hatte sie
den Beobachterstatus inne (seit 1948) und war Mitglied
der UNO-Sonderorganisationen.

UNO-Hochkommissariat fur
Menschenrechte

Das Hochkommissariat wurde 1994 eingesetzt. Es nimmt
vielfaltige Aufgaben zur Férderung und zum Schutz der
Menschenrechte wahr, hat jedoch keine Exekutivbefug-
nisse. Der Hochkommissar/die Hochkommissarin wird als
«hauptverantwortlicher Amtstrager der Vereinten Nati-
onen fur ihre Menschenrechtsaktivitaten» bezeichnet,
wobei er/sie den Richtlinien und der Weisungsbefugnis
des UNO-Generalsekretars untersteht.

» Generalver-
sammlung UNO

Verschwindenlassen

Der Begriff «Verschwindenlassen» bedeutet, dass eine
Person durch einen Staatsagenten festgenommen oder
entfihrt, der Freiheitsentzug jedoch nicht bestatigt
wird und das weitere Schicksal sowie der Aufenthalts-
ort der entflihrten Person geheim gehalten werden.
Dadurch verliert die betroffene Person jeden rechtli-
chen Schutz.

Das Verschwindenlassen kann unter keinen Umstan-
den, weder bei Krieg noch bei innenpolitischen Ins-
tabilitdten oder aus Uberlegungen zur nationalen Si-
cherheit gerechtfertigt werden. Mit dem 2010 in Kraft
getretenen Ubereinkommen zum Schutz aller Personen
vor dem Verschwindenlassen verpflichten sich die Ver-
tragsstaaten u.a., das Verschwindenlassen von Perso-
nen zu untersuchen und die Schuldigen zur Rechen-
schaft zu ziehen. Die Konvention sieht unter anderem
ein Recht der Opfer, namentlich der Angehérigen, auf
Wahrheit Uber die Umstande des Verschwindenlassens
vor. Bislang haben 51 Staaten das Ubereinkommen ra-
tifiziert (Stand Dezember 2015). Das dafur zustandige
Vertragsorgan ist der UNO-Fachausschuss zum Schutz
aller Menschen gegen das Verschwindenlassen. Der
Fachausschuss kann Individualbeschwerden gegen Ver-
letzungen der Konvention entgegennehmen, sofern
der entsprechende Staat seine Zustandigkeit akzeptiert
hat. Zudem enthalt das Humanitare Volkerrecht Bestim-
mungen Uber das Verschwinden von Personen in der
Folge eines bewaffneten Konflikts.

Vertragsorgane der UNO

Synonyme: Fachausschisse, Expertenausschisse
Jedem der neun UNO-Menschenrechtsvertrdage ist
ein so genanntes Vertragsorgan zugeordnet. Die Ver-
tragsorgane bestehen aus Expertinnen und Experten,
die die Einhaltung der Menschenrechte des jeweiligen
Abkommens Uberwachen. So prifen sie zum Beispiel
die Staatenberichte, verfassen so genannte «abschlie-
ssende Bemerkungen» und entscheiden bei Individual-
beschwerden.

» Individual-
beschwerde

» Humanitares
Volkerrecht

» Individual-
beschwerde
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Volkerrecht

Das Vélkerrecht entsteht im Zusammenwirken der Staa-
ten und regelt das Zusammenleben zwischen ihnen. Es
ist Grundlage fur Frieden und Stabilitat und zielt auf
den Schutz und das Wohl der Menschen ab.

Mit zunehmender Globalisierung werden vélkerrecht-
liche Beziehungen bedeutsamer, aber auch komplexer.
Volkerrecht umfasst so unterschiedliche Bereiche wie
Gewaltverbot, Menschenrechte, Schutz der Menschen
bei Kriegen und bewaffneten Konflikten (Humanita-
res Volkerrecht), den Kampf gegen Terror und gegen
andere schwere Verbrechen. Zudem regelt es Bereiche
wie Umwelt, Handel, Entwicklung, Telekommunikation
oder Transportwesen.

Auf Grund der Souveranitat der Staaten gilt das Volker-
recht fir jeden Staat nur soweit, als er zugestimmt hat,
bestimmte internationale Verpflichtungen zu Uberneh-
men. Ausgenommen ist das zwingende Volkerrecht,
das grundlegende Normen beinhaltet, Gber die sich
kein Staat hinwegsetzen darf, zum Beispiel das Verbot
von Volkermord (ius cogens). In der Schweiz entschei-
den in der Regel die Eidgendssischen Rate und, via das
obligatorische oder fakultative Referendum, das Volk
Uber voélkerrechtliche Verpflichtungen. Im Verhéltnis
zum Landesrecht hat das Volkerrecht Vorrang.

Woussten Sie schon,

dass die Schweiz bereits zum dritten
Mal von der UNO-Generalver-
sammlung in den UNO-Menschen-
rechtsrat in Genf gewahlt worden

» Humanitares
Volkerrecht

» Terrorismus

» lus cogens

ist und zwar fur die Periode von
2016-2018. Der Menschenrechtsrat
ist das Hauptforum der UNO zur
Férderung und zum Schutz der
Menschenrechte.

Photo: UN Photo
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Wanderarbeitnehmer und ihre
Familienangehdrigen

Konvention zum Schutz aller Wanderarbeitneh-
mer und ihrer Familienangehdérigen — verabschiedet
1990, in Kraft getreten 2003, 48 Vertragsstaaten
(Stand Dezember 2015). Zustéandiges Vertragsorgan:
UNO-Fachausschuss zum Schutz der Rechte aller Wan-
derarbeitnehmer und ihrer Familienangehorigen. Das
Ubereinkommen formuliert explizit, welche Rechte den
Arbeitsmigranten und ihren Familien zukommen. Es gilt
far die gesamte Dauer der Migration: Vorbereitung,
Ausreise, Durchreise, gesamte Zeit des Aufenthalts und
der Tatigkeit gegen Entgelt im Beschaftigungsstaat,
Rickkehr in den Herkunftsstaat oder in den Staat des
Ublichen Aufenthalts. Die meisten Rechte beziehen sich
auf den Beschaftigungsstaat; einige Verpflichtungen
betreffen aber auch den Herkunftsstaat.

Wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Rechte

Die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte
sind im gleichnamigen Internationalen Pakt von 1966
verankert, der fur die Schweiz am 18. September 1992
in Kraft trat. Haufig gelten wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte als weniger verbindlich, weil sie —im
Gegensatz zu den burgerlichen und politischen Rech-
ten — nicht ausreichend konkret sind, um in Rechtsver-
fahren eingesetzt zu werden (fehlende Justiziabilitat).
Dennoch sind die Staaten verpflichtet, diese Rechte
fur alle zu garantieren und eine aktive Politik zuguns-
ten ihrer Umsetzung zu betreiben (programmatische
Dimension. Die wirtschaftlichen, sozialen und kulturel-
len Rechte sind heute die entwicklungsfahigsten Men-
schenrechte.

» Migration

» Internatio-
naler Pakt
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Wirtschafts- und Sozialrat der UNO
(Ecosoc)

Der 1945 gegriindete und aus 54 Mitgliedern beste-
hende Wirtschafts- und Sozialrat (Ecosoc) ist eines der
Hauptorgane der UNO. Er koordiniert die Arbeit meh-
rerer Nebenorgane und Sonderorganisationen und en-
gagiert sich ausserdem in wirtschaftlichen, sozialen und
entwicklungspolitischen Fragen. So setzt er sich u.a. fur
die allgemeine Hebung des Lebensstandards und fir
die Férderung der Menschenrechte ein.

Wirtschaft und Menschenrechte
Unternehmen spielen angesichts ihrer Funktion in der
Gesellschaft bei der Achtung der Menschenrechte eine
entscheidende Rolle. Viele Konzerne erwirtschaften
einen Umsatz in der Héhe eines Staatshaushalts und
kénnen in Landern mit schwachen staatlichen Struktu-
ren betrachtlichen Einfluss austiben. Angesichts der im
Verlauf der letzten Jahre stark gestiegenen Zahl trans-
nationaler Unternehmen entstanden etliche explizit
auf Konzerne ausgerichtete internationale Normen zur
Wahrung der Menschenrechte. Diese Regeln sind zwar
nicht verbindlich, aber die Staaten und die Zivilgesell-
schaft kdnnen sich darauf berufen, um die Unterneh-
men dazu zu bewegen, ihre Verantwortung wahrzu-
nehmen.

» UNO

» Allgemeine
Erklarung der
Menschenrechte

i

EIeanou‘?oosevelt, die Witwe von US-Président Franklin D. Roosevelt, hat die Allgemeine Erklarung der Men-
schenrechte am 7. Dezember 1948 an einer Pressekonferenz in Paris prasentiert. Sie leitete die fur den Text
verantwortliche Kommission ug(iﬂ'lt als treibende Kraft. Photo: UN Photo
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Anhang

Allgemeine Erklarung der
Menschenrechte

Resolution 217 A (lll) der UNO-Generalversammlung vom 10. Dezember 1948

Préaambel

Da die Anerkennung der angeborenen Wirde und der gleichen und unverdusserlichen Rechte
aller Mitglieder der Gemeinschaft der Menschen die Grundlage von Freiheit, Gerechtigkeit
und Frieden in der Welt bildet,

da die Nichtanerkennung und Verachtung der Menschenrechte zu Akten der Barbarei gefiihrt
haben, die das Gewissen der Menschheit mit Emp&rung erfillen, und da verkindet worden
ist, dass einer Welt, in der die Menschen Rede- und Glaubensfreiheit und Freiheit von Furcht
und Not geniessen, das hochste Streben des Menschen gilt,

da es notwendig ist, die Menschenrechte durch die Herrschaft des Rechtes zu schiitzen, damit
der Mensch nicht gezwungen wird, als letztes Mittel zum Aufstand gegen Tyrannei und
Unterdriickung zu greifen,

da es notwendig ist, die Entwicklung freundschaftlicher Beziehungen zwischen den Nationen
zu férdern,

da die Volker der Vereinten Nationen in der Charta ihren Glauben an die grundlegenden
Menschenrechte, an die Wirde und den Wert der menschlichen Person und an die Gleich-
berechtigung von Mann und Frau erneut bekraftigt und beschlossen haben, den sozialen
Forschritt und bessere Lebensbedingungen in grosserer Freiheit zu fordern,

da die Mitgliedstaaten sich verpflichtet haben, in Zusammenarbeit mit den Vereinten Natio-
nen auf die allgemeine Achtung und Einhaltung der Menschenrechte und Grundfreiheiten
hinzuwirken,

da ein gemeinsames Verstandnis dieser Rechte und Freiheiten von grésster Wichtigkeit fur die
volle Erfullung dieser Verpflichtung ist,

verkindet die Generalversammlung

diese Allgemeine Erkldrung der Menschenrechte als das von allen Vélkern und Nationen zu
erreichende gemeinsame Ideal, damit jeder einzelne und alle Organe der Gesellschaft sich
diese Erklarung stets gegenwartig halten und sich bemuhen, durch Unterricht und Erziehung
die Achtung vor diesen Rechten und Freiheiten zu férdern und durch fortschreitende nati-
onale und internationale Massnahmen ihre allgemeine und tatsachliche Anerkennung und
Einhaltung durch die Bevélkerung der Mitgliedstaaten selbst wie auch durch die Bevdlkerung
der ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Gebiete zu gewahrleisten.
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Artikel 1
Alle Menschen sind frei und gleich an Wirde und Rechten geboren. Sie sind mit Vernunft und
Gewissen begabt und sollen einander im Geist der Briiderlichkeit begegnen.

Artikel 2

Jeder hat Anspruch auf die in dieser Erklarung verkiindeten Rechte und Freiheiten ohne
irgendeinen Unterschied, etwa nach Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, politi-
scher oder sonstiger Uberzeugung, nationaler oder sozialer Herkunft, Vermdgen, Geburt oder
sonstigem Stand.

Des weiteren darf kein Unterschied gemacht werden auf Grund der politischen, rechtlichen
oder internationalen Stellung des Landes oder Gebiets, dem eine Person angehért, gleichgul-
tig ob dieses unabhéngig ist, unter Treuhandschaft steht, keine Selbstregierung besitzt oder
sonst in seiner Souveranitat eingeschrankt ist.

Artikel 3

Jeder hat das Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit der Person.

Artikel 4

Niemand darf in Sklaverei oder Leibeigenschaft gehalten werden; Sklaverei und Sklavenhandel
sind in allen ihren Formen verboten.

Artikel 5

Niemand darf der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung
oder Strafe unterworfen werden.

Artikel 6

Jeder hat das Recht, Uberall als rechtsfahig anerkannt zu werden.

Artikel 7

Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich und haben ohne Unterschied Anspruch auf glei-

chen Schutz durch das Gesetz. Alle haben Anspruch auf gleichen Schutz gegen jede Diskrimi-

nierung, die gegen diese Erklarung verstdsst, und gegen jede Aufhetzung zu einer derartigen

Diskriminierung.

Artikel 8

Jeder hat Anspruch auf einen wirksamen Rechtsbehelf bei den zustdndigen innerstaatlichen

Gerichten gegen Handlungen, durch die seine ihm nach der Verfassung oder nach dem Ge-

setz zustehenen Grundrechte verletzt werden.

Artikel 9

Niemand darf willkdrlich festgenommen, in Haft gehalten oder des Landes verwiesen werden.

Artikel 10

Jeder hat bei der Feststellung seiner Rechte und Pflichten sowie bei einer gegen ihn erhobe-

nen strafrechtlichen Beschuldigung in voller Gleichheit Anspruch auf ein gerechtes und 6ffent-

liches Verfahren vor einem unabhéngigen und unparteiischen Gericht.

Artikel 11

1. Jeder, der wegen einer strafbaren Handlung beschuldigt wird, hat das Recht, als unschuldig
zu gelten, solange seine Schuld nicht in einem &ffentlichen Verfahren, in dem er alle fir seine
Verteidigung notwendigen Garantien gehabt hat, gemass dem Gesetz nachgewiesen ist.
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2. Niemand darf wegen einer Handlung oder Unterlassung verurteilt werden, die zur Zeit
ihrer Begehung nach innerstaatlichem oder internationalem Recht nic ht strafbar war.
Ebenso darf keine schwerere Strafe als die zum Zeitpunkt der Begehung der strafbaren
Handlung angedrohte Strafe verhangt werden.

Artikel 12

Niemand darf willkirlichen Eingriffen in sein Privatleben, seine Familie, seine Wohnung und
seinen Schriftverkehr oder Beeintrachtigungen seiner Ehre und seines Rufes ausgesetzt wer-
den. Jeder hat Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen solche Eingriffe oder Beeintrachtigun-
gen.

Artikel 13

1. Jeder hat das Recht, sich innerhalb eines Staates frei zu bewegen und seinen Aufenthalts-
ort frei zu wahlen.

2. Jeder hat das Recht, jedes Land, einschliesslich seines eigenen, zu verlassen und in sein
Land zurtickzukehren.

Artikel 14

1. Jeder hat das Recht, in anderen Landern vor Verfolgung Asyl zu suchen und zu geniessen.

2. Dieses Recht kann nicht in Anspruch genommen werden im Falle einer Strafverfolgung, die
tatsachlich auf Grund von Verbrechen nichtpolitischer Art oder auf Grund von Handlungen
erfolgt, die gegen die Ziele und Grundsatze der Vereinten Nationen verstossen.

Artikel 15

1. Jeder hat das Recht auf eine Staatsangehdrigkeit.

2. Niemandem darf seine Staatsangehdérigkeit willkrlich entzogen noch das Recht versagt
werden, seine Staatsanghérigkeit zu wechseln.

Artikel 16

1. Heiratsfahige Frauen und Ménner haben ohne Beschrankung auf Grund der Rasse, der
Staatsangehdrigkeit oder der Religion das Recht zu heiraten und eine Familie zu grinden.
Sie haben bei der Eheschliessung, wéhrend der Ehe und bei deren Auflésung gleiche Rech-
te.

2. Eine Ehe darf nur bei freier und uneingeschrankter Willenseinigung der kinftigen Ehegat-
ten geschlossen werden.

3. Die Familie ist die naturliche Grundeinheit der Gesellschaft und hat Anspruch auf Schutz
durch Gesellschaft und Staat.

Artikel 17

1. Jeder hat das Recht, sowohl allein als auch in Gemeinschaft mit anderen Eigentum innezu-
haben.

2. Niemand darf willkirlich seines Eigentums beraubt werden.

Artikel 18

Jeder hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit; dieses Recht schliesst

die Freiheit ein, seine Religion oder Uberzeugung zu wechseln, sowie die Freiheit, seine

Religion oder Weltanschauung allein oder in Gemeinschaft mit anderen, 6ffentlich oder privat

durch Lehre, Ausibung, Gottesdienst und Kulthandlungen zu bekennen.
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Artikel 19

Jeder hat das Recht auf Meinungsfreiheit und freie Meinungsausserung; dieses Recht schliesst
die Freiheit ein, Meinungen ungehindert anzuhdangen sowie Uber Medien jeder Art und ohne
Rucksicht auf Grenzen Informationen und Gedankengut zu suchen, zu empfangen und zu
verbreiten.

Artikel 20

1. Alle Menschen haben das Recht, sich friedlich zu versammeln und zu Vereinigungen zu-
sammenzuschliessen.

2. Niemand darf gezwungen werden, einer Vereinigung anzugehoren.

Artikel 21

1. Jeder hat das Recht, an der Gestaltung der 6ffentlichen Angelegenheiten seines Landes
unmittelbar oder durch frei gewahlte Vertreter mitzuwirken.

2. Jeder hat das Recht auf gleichen Zugang zu &ffentlichen Amtern in seinem Lande.

3. Der Wille des Volkes bildet die Grundlage fur die Autoritat der 6ffentlichen Gewalt; dieser
Wille muss durch regelmassige, unverfalschte, allgemeine und gleiche Wahlen mit ge-
heimer Stimmabgabe oder in einem gleichwertigen freien Wahlverfahren zum Ausdruck
kommen.

Artikel 22

Jeder hat als Mitglied der Gesellschaft das Recht auf soziale Sicherheit und Anspruch darauf,
durch innerstaatliche Massnahmen und internationale Zusammenarbeit sowie unter Bertck-
sichtigung der Organisation und der Mittel jedes Staates in den Genuss der wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Rechte zu gelangen, die fir seine Wirde und die freie Entwicklung

seiner Personlichkeit unentbehrlich sind.

Artikel 23

1. Jeder hat das Recht auf Arbeit, auf freie Berufswahl, auf gerechte und befriedigende Ar-
beitsbedingungen sowie auf Schutz vor Arbeitslosigkeit.

2. Jeder, ohne Unterschied, hat das Recht auf gleichen Lohn fir gleiche Arbeit.

3. Jeder, der arbeitet, hat das Recht auf gerechte und befriedigende Entlohnung, die ihm und
seiner Familie eine der menschlichen Wirde entsprechende Existenz sichert, gegebenen-
falls erganzt durch andere soziale Schutzmassnahmen.

4. Jeder hat das Recht, zum Schutz seiner Interessen Gewerkschaften zu bilden und solchen
beizutreten.

Artikel 24
Jeder hat das Recht auf Erholung und Freizeit und insbesondere auf eine verninftige Begren-
zung der Arbeitszeit und regelmassigen bezahlten Urlaub.

Artikel 25

1. Jeder hat das Recht auf einen Lebensstandard, der seine und seiner Familie Gesundheit
und Wohl gewahrleistet, einschliesslich Nahrung, Kleidung, Wohnung, arztliche Versor-
gung und notwendige soziale Leistungen gewahrleistet sowie das Recht auf Sicherheit
im Falle von Arbeitslosigkeit, Krankheit, Invaliditat oder Verwitwung, im Alter sowie bei
anderweitigem Verlust seiner Unterhaltsmittel durch unverschuldete Umstande.
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2. Mutter und Kinder haben Anspruch auf besondere Fursorge und Unterstiitzung. Alle Kin-
der, eheliche wie aussereheliche, geniessen den gleichen sozialen Schutz.

Artikel 26

1. Jeder hat das Recht auf Bildung. Die Bildung ist unentgeltlich, zum mindesten der Grund-
schulunterricht und die grundlegende Bildung. Der Grundschulunterricht ist obligatorisch.
Fach- und Berufsschulunterricht mussen allgemein verfligbar gemacht werden, und der
Hochschulunterricht muss allen gleichermassen entsprechend ihren Fahigkeiten offenste-
hen.

2. Die Bildung muss auf die volle Entfaltung der menschlichen Persénlichkeit und auf die Star-
kung der Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten gerichtet sein. Sie muss
zu Verstandnis, Toleranz und Freundschaft zwischen allen Nationen und allen rassischen
oder religidsen Gruppen beitragen und der Tatigkeit der Vereinten Nationen fur die Wah-
rung des Friedens forderlich sein.

3. Die Eltern haben ein vorrangiges Recht, die Art der Bildung zu wahlen, die ihren Kindern
zuteil werden soll.

Artikel 27

1. Jeder hat das Recht, am kulturellen Leben der Gemeinschaft frei teilzunehmen, sich an den
Kinsten zu erfreuen und am wissenschaftlichen Fortschritt und dessen Errungenschaften
teilzuhaben.

2. Jeder hat das Recht auf Schutz der geistigen und materiellen Interessen, die ihm als Urhe-
ber von Werken der Wissenschaft, Literatur oder Kunst erwachsen.

Artikel 28
Jeder hat Anspruch auf eine soziale und internationale Ordnung, in der die in dieser Erklarung
verkindeten Rechte und Freiheiten voll verwirklicht werden kénnen.

Artikel 29

1. Jeder hat Pflichten gegentber der Gemeinschaft, in der allein die freie und volle Entfaltung
seiner Personlichkeit moglich ist.

2. Jeder ist bei der Austibung seiner Rechte und Freiheiten nur den Beschrankungen un-
terworfen, die das Gesetz ausschliesslich zu dem Zweck vorsieht, die Anerkennung und
Achtung der Rechte und Freiheiten anderer zu sichern und den gerechten Anforderungen
der Moral, der 6ffentlichen Ordnung und des allgemeinen Wohles in einer demokratischen
Gesellschaft zu gentigen.

3. Diese Rechte und Freiheiten durfen in keinem Fall im Widerspruch zu den Zielen und
Grundsatzen der Vereinten Nationen ausgelbt werden.

Artikel 30
Keine Bestimmung dieser Erklarung darf dahin ausgelegt werden, dass sie fir einen Staat,
eine Gruppe oder eine Person irgendein Recht begriindet, eine Tatigkeit auszuliben oder eine

Impressum

Herausgeber

Eidgendssisches Departement fir
auswartige Angelegenheiten EDA
3003 Bern

www.eda.admin.ch

Gestaltung
Visuelle Kommunikation EDA

Titelbild
Panos/Vlad Sokhin

Bestellungen

Information EDA
www.eda.admin.ch/publikationen
publikationen@eda.admin.ch

Fachkontakt

EDA - Direktion fir Volkerrecht DV
Tel. +41 (0)58 462 30 82
DV@eda.admin.ch

Handlung zu begehen, welche die Beseitigung der in dieser Erklarung verkiindeten Rechte

Diese Publikation ist auch auf Franzdsisch, Italienisch und Englisch
und Freiheiten zum Ziel hat.

erhaltlich und kann unter www.eda.admin.ch/publikationen
heruntergeladen werden.

Quelle: United Nations Department of Public Information Bern, 2016 (2. Gberarbeitete Auflage)

58


www.eda.admin.ch/publikationen
http://www.eda.admin.ch/europa/publikationen




	Einleitung
	Die  Entstehung der Menschenrechte
	Globaler Menschenrechtsschutz
	Regionaler Menschenrechtsschutz
	Menschenrechte durchsetzen 
	Die Zivilgesellschaft 
	Neue Herausforderungen
	Die Schweiz engagiert sich

	Glossar
	Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung
	Allgemeine Erklärung der Menschenrechte
	Antifolterausschuss
	Armut

	B
	Derogation
	Charta der Vereinten Nationen
	Bürgerliche und politische Rechte
	Entwicklungszusammenarbeit
	Einschränkbarkeit
	Diskriminierungsverbot
	Diskriminierung der Frau
	Flüchtlinge 
	Faires Verfahren
	Europarat
	Europäische Sozialcharta (ESC)
	Europäische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) 
	Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR)
	Humanitäres Völkerrecht
	Governance
	Genfer Konventionen
	Generalversammlung der Vereinten Nationen (UNO)
	Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit
	Folterverbot
	I
	Individualbeschwerde
	Internationale Ad-hoc-Tribunale
	Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte
	Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte
	Internationaler Strafgerichtshof (ICC) 
	Intern Vertriebene
	Ius cogens
	Konvention gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe

	M
	Meinungsäusserungs-, Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit
	Menschenhandel / Sklavereiverbot
	Menschen mit Behinderungen
	Menschenrechtsdialoge
	Menschenrechtskommissar des Europarates
	Menschenrechtsrat
	Menschenrechte und Klimawandel
	Menschenrechtsverteidiger
	Menschenrechtsvertrag
	Migration

	N
	Nationale Menschenrechtsinstitutionen
	Nicht-staatliche Akteure
	Non-refoulement
	Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE)
	Paraphierung, Unterzeichnung und Ratifizierung

	Staatenberichte
	Sonderberichterstatter
	Recht auf Wasser
	Recht auf Leben
	Recht auf Existenzminimum
	Recht auf Entwicklung 
	Rassistische Diskriminierung
	Privatsphäre 
	T
	Terrorismus
	Universalität
	Universal Periodic Review (UPR)

	Vertragsorgane der UNO
	Verschwindenlassen
	UNO-Hochkommissariat für Menschenrechte 
	UNO (Organisation der Vereinten Nationen)
	Wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte
	Wanderarbeitnehmer und ihre Familienangehörigen
	Völkerrecht
	Wirtschaft und Menschenrechte
	Wirtschafts- und Sozialrat der UNO (Ecosoc)
	Deklaration

	Allgemeine Erklärung der Menschenrechte

